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Anlage 113. Landtag
des Freistaats Oldenburg.

1. Versammlung.
- 1SSS . -

Anlage 11.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg/

Das Staatsministerinm legt dein Landtage hierneben
den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Abänderung des
Grnndsteuergesetzes fiir den Landesteil Oldenburg dom
16. Juni 1922 , nebst Begründung mit dem Antrag vor:

Der Landtag wolle diesem Gesetzentwurf seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 6. Juli 1923.

Staatsministerium.
vonFinckh . Stein.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg, be¬
treffend die Abänderung des Grundsteuergesetzes für

den Landesteil Oldenburg vom 16. Juni 1922.

Einziger Artikel.
8 10 Ziffer 3 wird gestrichen.

Begründung.
Nachdem sich die vom Landtag beschlossene Fassung des

8 10 Ziffer 3 des Grundsteuergesetzes als nicht brauchbar
erwiesen hat , beantragt des Staatsministerium den Weg¬
fall der dort vorgesehenen Bestimmung.

Der gemäß 8 10 des Gesetzes gebildete Berusungs-
ausschuß muß nach 8 5 Ziffer 2 des Gesetzes den vom
Ministerium zu erlassenden bindenden Grundsätzen über
die Bewertung des Grundbesitzes zustimmen . Einen ent¬
sprechenden Beschluß kann der Berufnngsausschuß nach
§ 10 Ziffer 3 des Gesetzes nur fassen, wenn sämtliche Mit¬
glieder des Ausschusses anwesend sind. Während bei An¬
wesenheit aller Mitglieder Beschlüsse mit einfacher
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Anlage 11.

Stimmenmehrheit gefaßt werden können, kann ein Mit¬
glied durch Entfernung aus dem Sitzungszimmer einen
gültigen Beschluß unmöglich machen. Dieser Fall ist ein-
getreten . Vor der Schlußabstimmung über die Bewertung
der land - und forstwirtschaftlich genutzten Grundstücke haben
sich die beiden Mitglieder aus den Marschbezirken, die mit
den gefundenen Grundsätzen nicht einverstanden waren , aus
dem Sitzungszimmer entfernt und die Beschlußnnfahigkcit
herbeigeführt . Damit ist die weitere Durchführung des
Gesetzes unmöglich gemacht; nur eine Änderung des Gesetzes
kann Abhilfe schaffen. Das Staatsministerinm schlägt vor,
8 10 Ziffer 3 des Gesetzes zu streichen. Es muß genügen,
daß die Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses anwesend
ist, wie auch zu einer gültigen Beschlußfassung nur eine
Zustimmung einer einfachen Mehrheit erforderlich ist. Es
ist unhaltbar , daß die Ansschnßmitglieder , die nicht die
Ansicht der Mehrheit teilen , einen Beschluß der Mehrheit
dadurch verhindern können, daß sie sich ans dem Verhand¬
lungsraum entfernen . Das wird mit der Fassung des tz 10
Ziffer 3 des Gesetzes vom Landtage auch nicht beabsichtigt
gewesen sein-
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Anlage 12.3. Landtag
des Freistaats Oldenburg,

t . Versammlung.
- 1SS3 . -

Anlage 12.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Den : Landtage läßt das Staatsministerium hierneben
den Entwurf je eines Gesetzes für die Landesteile Olden¬
burg , Lübeck und Birkenfeld , betreffend Änderung der
Sternpelsteuergesetze fiir das Herzogtum Oldenburg vom
12. Mai 1900 , für das Fürstentum Lübeck vom 11. Januar
1910 und fiir das Fürstentum Birkenfeld vom 11. Mai
1908 , nebst Begründung mit dem Anträge zitgehen:

Der Landtag wolle den Gesetzentwürfen seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 0. Juli 1923.

Staatsministerium.
Stein . Weber.

Entwarf
eines Gesetzes, betreffend Änderung des Stempelsteuer¬
gesetzes für das Herzogtum Oldenburg vom 12. Mai

1900 .

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz fiir den Landesteil Oldenburg,
was folgt:

Das Stempelsteilergesetz für das Herzogtum Olden¬
burg vom 12. Mai 1900 in der durch das Gesetz vom
12. Mai 1921 abgcänderten Fassung wird , wie folgt,
geändert:

1. Die im Stempelsteuergesetz vorgeschriebenen Steuer¬
sätze werden , soweit die Höhe des im einzelnen Falle zu
erhebenden Stempelbetrages nicht nach dem Werte des
Gegenstandes zu berechnen und im folgenden nicht etwas
anderes bestimmt ist, auf das lOOfache erhöht . Der in
Artikel I Ziffer 1 des Gesetzes.vom 12. Mai 1921 vor¬
gesehene Zuschlag bleibt hierbei außer Betracht.

2. Im 8 9 wird die Zahl „3" durch „1" ersetzt-
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Anlage 12.

3. a) Der tz 10 Absatz1 bis 3 erhält folgende Fassung:
Für Vollmachten sind an Stempelsteuer zu entrichten,

wenn der Wert des Gegenstandes des von dem Bevoll¬
mächtigten anszuführenden Geschäfts beträgt
bis 100 000 .// einschließlich 500 .//,
mehr als 100 000 .// bis 500 000 .A einschließlichlOOO.//,
mehr als 500000 «/// bis 1000000 . // einschließlich 2000 .A,
bei einem höheren Betrage 5000 .//.

Wenn der Gegenstand des anszuführenden Geschäfts
keinen Berinögenswcrt darstellt oder seinem Werte nach
auch nicht annähernd schäbbar ist, beträgt die Abgabe
1000 .//.

Wenn die Vollmacht sich ans das Gesamtvermögen
des Vollmachtgebers oder ein Sondervermögen (Erbschaft,
Handelsgeschäft nsw.) bezieht, oder wenn die Vollmacht auf
die Vornahme mehrerer Gattungen von Geschäften gerichtet
ist (Generalvollmacht), so wird ein Stempel von 3000 .A
erhoben; der Stempel erhöht sich, wenn die Vermögens¬
werte, ans welche die Vollmacht sich bezieht,

1 000 000 .// libersteigen, ans 6 000 . //,
10 000 000 ./ / „ ' „ 10000 .//,
50 000 000 .// „ „ 25 000

!>) In § 10 Absatz5 wird die Zahl „6" durch „5000"
ersetzt.

1. :r) In 8 60 Ziffer 3 wird die Zahl „150" durch
„15 000" ersetzt.

0) In 8 00 Ziffer 5 wird die Zahl „4000" durch
„400 000" ersetzt.
5. Die Stempelsteuer beträgt mindestens 100 .//.

Entwurf
eines Gesetzes, betreffend Änderung des Stcmpelstener-
gesetzes für das Fürstentum Lübeck vom 11. Januar

1910.

Das Staatsministerinm verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Lübeck, was
folgt:

Das Stempelsteuergesetz für das Fürstentum Lübeck
vom 11. Januar 1010 wird, wie folgt, geändert:

1. Die im Stempelsteliergesetz vorgeschriebcnen Steuer¬
sätze werden, soweit die Höhe des im einzelnen Falle zu
erhebenden Stempelbetrages nicht nach dem Werte des
Gegenstandes zu berechnen und im folgenden nicht etwas
anderes bestimmt ist, auf das lOOfache erhöht. Der in
Artikel I Ziffer 1 des Gesetzes vom 12. Mai 1021 vor¬
gesehene Zuschlag bleibt hierbei außer Betracht.

2. Im 8 9 wird die Zahl „3" durch „1,2" ersetzt.
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Anlage 12.

3. a) Der § 10 Absatz1 bis 3 erhalt folgende Fassung:
Für Vollmachten sind an Stempelsteuer zu entrichten,

wenn der Wert des (Gegenstandes des von dem Bevoll¬
mächtigten ansznführenden Geschäfts beträgt
bis >00 000 c// einschließlich 500 .//,
mehr als >00 000 </// bis 500 000 .K einschließlich 1000 c//,
mehr als 500000 ^// bis l 000000 -.// einschließlich 2000
bei einem höheren Betrage 5000 c//.

Wenn der Gegenstand des anSzufühxenden Geschäfts
leinen Vermögenswert darstellt oder seinem Werte nach
auch nicht annähernd schäbbar ist, betrügt die Abgabe
1000 cF.

Wenn die Vollmacht sich ans das Gesamtbcrmögen
des Vollmachtgebers oder ein Sonderbermögcn (Erbschaft,
Handelsgeschäft nsw.) bezieht, oder wenn die Vollmacht ans
die Vornahme mehrerer Gattungen von Geschäften gerichtet
ist (Generalvollmacht), so wird ein Stempel von 3000
erhoben; der Stempel erhöht sich, wenn die Vermögens¬
werte, ans welche die Vollmacht sich bezieht,

1 000 000 v// übersteigen, ans 5 000
t O000 000 „ ' „ 10 000 c//,
50 000 000 c// „ „ 25 000 .A.

b) In tz 10 Absatz5 wird die Zahl „5" durch „5000"
ersetzt.

1. n) In 8 68 Ziffer 3 wird die Zahl „150" durch
„15 000" ersetzt.

b) In 8 68 Ziffer 5 wird die Zahl „1000" durch
„100 000" erseht.
5. Die Stempelsteuer beträgt mindestens 100 /̂/.

Entwurf
eines Gesetzes, betreffend Änderung des Stempelsteuer¬
gesetzes für das Fürstentum Birkenfeld vom 11. Mai

1908.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Birkenfeld,
was folgt:

Das Stempelstenergesetz für das Fürstentum Birken¬
feld vom 11. Mai 1908 wird, wie folgt, geändert:

1. Die im Stempelstenergesetz vorgeschriebenen Steuer¬
sätze werden, soweit die Höhe des im einzelnen Falle zu
erhebenden Stempelbetrages nicht nach dem Werte des
Gegenstandes zu berechnen und im folgenden nicht etwas
anderes bestimmt ist, ans das lOOfache erhöht. Der in
Artikel I Ziffer 1 des Gesetzes vom 12. Mai 1921 vor¬
gesehene Zuschlag bleibt hierbei außer Betracht.

2. Im 8 9 wird die Zahl „3" durch „1" ersetzt-
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Anlage 12.

3. a) Der Z 10 Absatz 1 bis 3 erhält folgende Fassung:
Für Vollmachten sind an Stempelsteuer zu entrichten,

wenn der Wert des Gegenstandes des von dem Bevoll¬
mächtigten ansznführcnden Geschäfts beträgt
bis 100 000 o// einschliesslich 500 u//,
mehr als 100 000 bis 500 000 ulk einschließlich 1000 o/ch
inehr als 500000 /̂/ bis 1000000 /̂/ einschließlich 2000 u/k,
bei einem höheren Betrage 5000 d

Wenn der Gegenstand des ansznsührenden Geschäfts
leinen Vermögenswert darstcllt oder seinem Werte nach
auch nicht annähernd schätzbar ist, beträgt die Abgabe
1000 . //.

Wenn die Vollmacht sich auf das Gesamtvcrmögcn
des Vollmachtgebers oder ein Sondervermögen (Erbschaft,
Handelsgeschäft usw.) bezieht, oder wenn die Vollmacht ans
die Vornahme mehrerer Gattungen von Geschäften gerichtet
ist (Generalvollmacht ) , so wird ein Stempel von 3000 ulk
erhoben ; der Stempel erhöht sich, wenn die Vermögens¬
werte , auf welche die Vollmacht sich bezieht,

1 000 000 übersteigen , ans 5 000 >̂//,
10 000 000 c// „ „ 10 000
50 000 000 „ „ 25 000

b) In Z 10 Absatz 5 wird die Zahl „5" durch „5000"
ersetzt.

4. a) In Z 69 Ziffer 3 wird die Zahl „150 " durch
„15 000 " ersetzt.

5) In A 69 Ziffer 5 wird die Zahl „4000 " durch
„400 000 " ersetzt.
5. Die Stempelsteuer beträgt mindestens 100

Begründung.
Die Beträge der Stempelsteuergesetze sind zuletzt durch

die Gesetze vom 12- Mai 1921 erhöht worden , und zwar
gemäß Artikel I Ziffer 1 im allgemeinen auf das Dreifache
der ursprünglichen Sätze . Es hat sich gezeigt, daß trotz der
weiteren Geldentwertung diese Sätze in der Regel noch
genügen , da sie mit dem Werte des Gegenstandes ebenfalls
steigen. Ein Vergleich mit den preußischen Sätzen zeigt
auch, daß die oldenbnrgischen Stempelsteuerbeträge zum
Teil noch wesentlich höher sind als diese.

Nur diejenigen Stempelstcuerbeträgc , die nicht nach
dein Werte des Gegenstandes bemessen sind und daher der
Geldentwertung nicht folgen können, bedürfen einer be¬
trächtlichen Erhöhung.

Jur einzelnen wird bemerkt:
Zn Ziffer  1 . In Betracht kommen die in den

FZ 6, 9 a , 14, 16, 19 und 32 vorgesehenen festen Beträge.
Ihre Erhöhung ans das lOOfache trägt der Geldentwertung
nur in bescheidenem Maße Rechnung.

Zn Ziffer  2 . Es hat sich herausgestellt , daß die
hohe Besteuerung des Eigentnmswechsels von Schiffen in
mehreren Fällen der Anlaß gewesen ist, daß Schiffe olden-
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burgischer Eigentümer nicht in einem oldenburgischen, son¬
dern in einem auswärtigen Schiffsregister eingetragen
wurden , weil dort eine Stempelsteuer überhaupt nicht, oder
doch nur in geringem Umfange erhoben wurde . Um diese
Wirkung zu vermeiden , erweist sich die Herabsetzung des
Stempelsteuerbetrages im tz 9 ans die ursprünglichen Sätze
als notwendig.

ZnZifser  3 . Bei der Besteuerung der Vollmachten
erscheint nicht nur eine erhebliche Erhöhung der Steuer-
betrüge , sondern auch eine neue Staffelung der Wertklassen
zur Anpassung an die Geldentwertung als notwendig.

Zu Ziffer  4 . Auch bei der hier fraglichen Be¬
stimmung ist der Geldentwertung Rechnung zu tragen.
Im Falle zu b ist bezüglich der Gerichtskosten bereits die
gleiche Erhöhung vorgenommen worden (vgl. Artikel 4 des
Gesetzes vom 31. März 1923 zur Änderung des olden-
bnrgischen Gerichtskostengesetzes— oldenbnrgisches Gesetz¬
blatt Bd . 42 S . 139).

Zu Ziffer  6 . Die Einführung eines Miudest-
betrages erscheint zweckmäßig, nur der Erhebung solcher
Beträge vorzubeugen , die zu dem damit verbundenen Auf¬
wand «) in keinem Verhältnis stehen.



3 . Landtag Anlage 13.
des Freistaats Oldenburg.

1. Versammlung.
-1SS3 . -

Anlage 13.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dem Landtage hat das Staatsministerium die Mit¬
teilung zn machen , das; zu Regiernngsbcvollmächtigten für
die bevorstehende Tagung des Landtags ernannt worden
sind:

Sämtliche Ministerialräte , Referenten und Hilfs¬
arbeiter beim Staatsministerium.

Zum ständigen Negiernngsbevollmächtigten ist der
(Geheime Oberregiernngsrat Mutzenbecher und zu dessen
Stellvertreter der Ministerialrat Ostendorf bestellt worden.

Es wird ersucht , sämtliche Schreiben und Anfragen
an den ständigen Regierungsbevollmächtigten zu senden.

Oldenburg , den 5 . Juli 1923.

Staatsministerium.
In Vertretung

des Ministerpräsidenten:
Stein. Weber.



Anlage 14.3 . Landtag
des Freistaats Oldenburg.

1. Versammlung.
- 1SS3 . -

Anlage 14.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dem Landtage läßt das Staatsministerium hierneben
/ den Entwurf je eines Gesetzes für die Laudesteile Olden-

bürg , Lübeck und Birkenfeld , betreffend Abänderung des
Gesetzes von : 22 . Februar 1898 , betreffend Besteuerung des
Wandergewerbes , in der Fassung vom 27 . Mürz 1923 nebst
gemeinsamer Begründung mit dem Anträge zugehen:

der Landtag wolle den Gesetzentwürfen seine
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 7 . Juli 1923.

Staatsministerium,
von Finckh.  Stein

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg zur Ab¬
änderung des Gesetzes für das Herzogtum Oldenburg
vom 22 . Februar 1898 , betreffend Besteuerung des
Wandergewerbes , in der Fassung vom 27 . März 1923.

§ 1 -
Das Gesetz für das Herzogtum Oldenburg vom 22 . Fe¬

bruar 1898 , betreffend Besteuerung des Wandergewerbes,
in der Fassung , die es durch die Novellen vom 20 . August
1920 (Gesetzblatt Seite 1023 ) , vom 11 . Mai 1922 (Gesetz¬
blatt Seite 899 ) , vom 7. Dezember 1922 (Gesetzblatt Seite
1491 ) und vom 27 . März .1923 (Gesetzblatt Seite 135 ) er¬
halten hat , wird geändert wie folgt:

I.

Artikel 7 des Gesetzes erhält folgende Fassung:
(1) Die Wandergewerbestener wird für jedes Kalender¬

jahr von der Polizeidirektion festgesetzt. Der Steuersatz
richtet sich nach Art und Umfang des Gewerbes sowie dem
Werte der Waren.
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Anlage 14.

(2) Als regel i» äßig e r Satz gilt
für das Feilbieten gewerblicher Leistungen sowie das Dar¬

bieten künstlerischer Leistungen oder Schaustellungen , bei
denen ein höheres wissenschaftliches oder Kunstinteresse
nicht obwaltet , der Satz von !10 OOO

für den Handel mit geringwertigen Waren der Satz von
100 000 o//,

für den Wandel mit wertvolleren Waren der . Satz von
800 000

für den Handel mit Kleinvieh der Satz von 500 000 <ch/,
für den Handel mit Großvieh der Satz von 1 000 000

(8) Das Anfsnchen von Bestellungen ans Waren ist
dem Handel mit solchen gleichzuachten.

(4) Unter vorstehende Sätze , und zwar bis zu 50 v. H.,
kann hernntergegangen werden , wenn das Gewerbe in er¬
heblich geringerem als dem gewöhnlichen Umfange (z. B.
im Nebenbetrieb , zeitweiligen Betrieb ) betrieben oder der
Gewerbebetrieb durch besondere Umstände (Kriegsbeschädi-
gnng , körperliche Gebrechen, hohes Alter ) beeinträchtigt
wird . Auch kann ans den allgemeinen Familienverhält¬
nissen des Gewerbetreibenden (Krankheit in der Familie,
Kinderzahl und dergl .), soweit sie die Ausübung des Ge¬
werbes beeinträchtigen , Veranlassung zur Herabsetzung der
Steuer entnommen werden.

(5) Eine wesentliche Erhöhung der regelmäßigen Sätze
hat dagegen einzntreten , wenn das Gewerbe in größeren!
Umfange , insbesondere init Kraftwagen , Fuhrwerk oder
Begleitern , soweit diese nicht gemäß A 55 der Reichs¬
gewerbeordnung eines eigenen Wandergewerbescheins be¬
dürfen , ausgeübt wird . Die Erhöhung soll 500 v. H. des
Regelsatzes nicht übersteigen.

(6) Fiir Viehhändler kann die Steuer je nach dem
Umfange des Betriebes bis auf 8000000 erhöht werden.

(7) Für die Mitglieder von Musik-, Singspiel - und
Theatergesellschasten kommt, wenn sie in dem Wander¬
gewerbeschein des Vorstehers eingetragen sind, eine Zusatz¬
steuer von 1000 und wenn ihnen nach ihrem besonderen
Wandergewerbeschein (Z 60 der Gewerbeordnung ) nur im
Verbände einer Gesellschaft der Gewerbebetrieb gestattet ist,
eine Zusatzsteuer von 5000 c// fiir die Person in Ansatz.

(8) Für Schallbudenbesitzer, Menagerieinhaber , Kunst¬
reitergesellschaften, Zirknsbesitzer, Inhaber von Dampf¬
karussells uud Achtbahuen und dergl . ist die Steuer nach
Maßgabe des Betriebsumfanges (Zahl der Sehenswürdig¬
keiten, der zum Betrieb mitgeführten Wagen , Betriebskapi¬
tal und Umsatz) bis ans 1 000 000 zu erhöhen.

(9) Die Angehörigen solcher außerdentschen Staaten
(Artikel 5), mit denen kein Übereinkommen dieserhalb ge¬
troffen ist, haben auf eine Ermäßigung des Steuersatzes
gemäß Absatz 4 vorstehender Bestimmungen keinen An¬
spruch.

(10) Das Ministerium der Finanzen ist befugt, aus¬
nahmsweise fiir gewisse Gewerbearteu oder in besonderen
Fällen die Wandergewerbestener unter den in Absatz 4 vor¬
gesehenen Mindestsatz zu ermäßigen oder die Steuer ganz
zu erlassen.
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Anlage 14.

(11) Die weiteren Anordnungen wegen Festsetzung der
Steuer und wegen Einordnung der Betriebsarten erläßt
das Ministerium der Finanzen . Insbesondere ist es be¬
rechtigt, eine durch die veränderten wirtschaftlichen Verhält¬
nisse gebotene Abänderung obiger Klasseneinteilung vorzu¬
nehmen.

II.
In Artikel 22 wird unter a. und b die Zahl 15 000

durch 150 000 ersetzt.

8 2.
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck zur Ab¬
änderung des Gesetzes für das Fürstentum Lübeck
vom 22. Februar 1898, betreffend Besteuerung des
Wandergewerbes, in der Fassung vom 27. März 1923.

8 1-
Das Gesetz für das Fürstentum Lübeck vom 22. Fe¬

bruar 1898 , betreffend Besteuerung des Wandergewerbes,
in der Fassung , die es durch die Novelle vom 20. August
1920 (Gesetzblatt Seite 208), vom 4. Mai 1922 (Gesetz¬
blatt Seite 821), von: 26. Januar 1923 (Gesetzblatt Seite
21) und vom 27. März 1923 (Gesetzblatt Seite 82) er¬
halten hat , wird geändert wie folgt:

I.
Artikel 7 des Gesetzes erhält folgende Fassung:
(1) Die Wandergewerbesteuer wird für jedes Kalender¬

jahr von der Regierung festgesetzt. Der Steuersatz richtet
sich nach Art und Umfang des Gewerbes sowie dein Werte
der Waren.

(2) Als regelmäßiger  Satz gilt ,
für das Feilbieten gewerblicher Leistlingen sowie für das

Darbieten künstlerischer Leistungen oder Schaustellungen,
bei denen ein höheres wissenschaftliches oder Knustintcr-
csse nicht obwaltet , der Satz von 30 000

für den Handel mit geringwertigen Waren der Satz von
70 000 /̂/,

für den Handel mit wertvolleren Waren der Satz von
120 000 .A,

für den Handel mit Kleinvieh der Sah von 300 000 c>//,
für den Handel mit Großvieh der Satz von 750 000 c//.

(3) Das Anfsucheu von Bestellungen auf Waren ist
dem Handel mit solchen gleichzuachten.

(4) Unter vorstehende Sätze , und zwar bis zu 50 v. H.,
kann heruntergegangen werden , wenn das Gewerbe in er¬
heblich geringerem als dem gewöhnlichen Umfange (z. B.
Mr Nebeubetrieb , zeitweiligen Betrieb ) betrieben , oder der

3



Anlage 14.

(Gewerbebetrieb durch besondere Umstände (Kriegsbeschädi-
gnng , körperliche Gebrechen, hohes Alter ) beeinträchtigt wird.
Auch kann ans den allgemeinen Familienverhältnissei : des
(Gewerbetreibenden (Krankheit in der Familie , Kinderzahl
nnd dergleichen), soweit sie die Ausübnng des Gewerbes be¬
einträchtigen , Veranlassung zur Herabsetzung der Steuerentnommen werden.

(5) Eine wesentliche Erhöhung der regelmäßigen Sätze
hat dagegen einzutreten , wenn das Gewerbe in größeren:
Umfange , insbesondere mit Kraftwagen , Fuhrwerk oder
Begleitern , soweit diese nicht gemäß tz 55 der Reichs¬
gewerbeordnung eines eigenen Wandergewerbescheins be¬
dürfen , ausgeübt wird . Die Erhöhung soll 500 v. H- des
Regelsatzes nicht übersteigen.

(6) Für Viehhändler kann die Steuer je nach dem
Umfange des Betriebes bis auf 6000000 o// erhöht werden.

(7) Für die Mitglieder von Musik-, Singspiel - und
Theatergesellschaften kommt, wenn sie in dem Wander¬
gewerbeschein des Vorstehers eingetragen sind, eine Zusatz¬
steuer von 1000 c// und wenn ihnen nach ihren : besonderen
Wandergewerbeschein (tz 60 der Gewerbeordnung ) nur im
Verbände einer Gesellschaft der Gewerbebetrieb gestattet ist,
eine Zusatzsteuer von 5000 M für die Person in Ansatz.

(8) Für Schaubndenbesitzer , Menagerieinhaber , Kunst¬
reitergesellschaften, Zirknsbesitzer, Inhaber von Dampf-
karnssells und Achtbahnen und dergleichen ist die Steuer
nach Maßgabe des Betriebsnmfanges (Zahl der Sehens¬
würdigkeiten , der znm Betrieb mitgeführten Wagen , Be¬
triebskapital und Umsatz) bis auf 1 000 000 .,// zu erhöhen.

(0) Die Angehörigen solcher anßerdeutschen Staaten
(Artikel 5), mit denen kein Übereinkommen dieserhalb ge¬
troffen ist, haben auf eine Ermäßigung des Steuersatzes
gemäß Absatz 4 vorstehender Bestimmungen keinen An-
wrnch.

(10) Die Regierung ist besngt, ausnahmsweise für ge¬
wisse Gewerbearten oder in besonderen Fällen die Wander¬
gewerbesteuer unter den in Absatz 4 vorgesehenen Mindest¬
satz zu ermäßigen oder die Steuer ganz zu erlassen.

(11) Die weiteren Anordnungen wegen Festsetzung
der Steuer uud wegen Einordnung der Betriebsarten erläßt
das Ministerium der Finanzen . Insbesondere ist es be¬
rechtigt, eine durch die veränderten wirtschaftlichen Ver¬
hältnisse gebotene Abänderung obiger Klasseneinteilung
vorzu nehmen.

II.
In Artikel 22 wird unter - n und b die Zahl 15 000

durch 150 000 ersetzt.

8 2.
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.
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Anlage 14.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Birkenfeld zur Ab¬
änderung des Gesetzes für das Fürstentum Birkenfeld
tmm 22. Februar 1898, betreffend Besteuerung des
Wandergewerbes, in der Fassung vom 27. März 1923.

ß 1-
Das Gesetz für das Fürstentum Birkenfeld vom 22. Fe¬

bruar 1898 , betreffend Besteuerung des Wandergewerbes,
in der .Fassung , die es durch die Novelle vom 20. August
1920 (Gesetzblatt Seite 515), vom 4. Mai 1922 (Gesetz¬
blatt Seite 637), vom 26. Januar 1923 (Gesetzblatt Seite
9) und vom 27. März 1923 (Gesetzblatt Seite 64) er¬
halten hat , wird geändert wie folgt:

I.

Artikel 7 des Gesetzes erhält folgende Fassung:
(1) Die Wandergewerbesteuer wird für jedes Kalender¬

jahr von der Regiernng festgesetzt. Der Steuersatz richtet
sich nach Art und Umfang des Gewerbes sowie dem Werteder Waren.

(2) Als regelmäßiger  Satz gilt
für das Feilbieten gewerblicher Leistungen sowie für das

Darbieten künstlerischer Leistungeil oder Schaustellungen,
bei denen ein höheres wissenschaftliches oder Kunstinter¬
esse nicht obwaltet , der Satz von 30 000 -//,

für den Handel mit geringwertigen Waren der Satz von
70 000

für den Handel mit wertvolleren Waren der Satz von
120 000 nlk,
für den Handel mit Kleinvieh der Satz von 300 000
für den Handel mit Großvieh der Satz von 750 000 c/( .

(3) Das Ausstichen von Bestellungen auf Waren ist
dem Handel mit solchen gleichzuachten.

(4) Unter vorstehende Sätze , und zwar bis zu 50 v. H.,
kann heruntergegangen werden , wenn das Gewerbe in er¬
heblich geringerem als dem gewöhnlichen Umfange (z. B.
im Nebenbetrieb , zeitweiligen Betrieb ) betrieben , oder der
Geloerbebetrieb durch besondere Umstände (Kriegsbeschädi-
gnng , körperliche Gebrechen, hohes Alter ) beeinträchtigt wird-
Auch kann aus den allgemeinen Familienverhältnissen des
Gewerbetreibenden (Krankheit in der Familie , Kinderzahl
und dergleichen), soweit sie die Ausübung des Gewerbes be¬
einträchtigen , Veranlassung zur Herabsetzung der Steuer
entnommen werden.

(5) Eine wesentliche Erhöhung der regelmäßigen Sätze
hat dagegen einzutreten , wenn das Gewerbe in größerem
Umfange , insbesondere mit Kraftwagen , Fuhrwerk oder
Begleitern , soweit diese nicht gemäß tz 55 der Reichs¬
gewerbeordnung eines eigenen Wandergewerbescheins be¬
dürfen , ansgeübt wird . Die Erhöhung soll 500 v. H- des
Regelsatzes nicht übersteigen.

(6) Für Viehhändler kann die Steuer je nach dem
Umfange des Betriebes bis auf 6000000 </ ( erhöht werden.
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(7) Für die Mitglieder von Musik-, Singspiel - und
Theatergesellschaften kommt, wenn sie in dem Wander¬
gewerbeschein des Vorstehers eingetragen sind, eine Znsatz-
steuer von 1000 „// und wenn ihnen nach ihrem besonderen
Wandergewerbeschein (tz 60 der Gewerbeordnung ) nur im
Verbände einer Gesellschaft der Gewerbebetrieb gestattet ist,
eine Zusatzsteuer von 5000 .4k ftir die Person in Ansatz.

(8) Für Schaubndenbesitzer , Menagerieinhaber , Kunst-
reitergesellschaften, Zirkusbesitzer, Inhaber von Dampf¬
karussells und Achtbahnen und dergleichen ist die Steuer
nach Maßgabe des Betriebsnmfanges (Zahl der Sehens¬
würdigkeiten , der zum Betrieb mitgeführten Wagen , Be¬
triebskapital und Umsatz) bis auf 1 000 000 -47 zu erhöhen.

(9) Die Angehörigen solcher außerdentschen Staaten
(Artikel 5),. mit denen kein Übereinkommen dieserhalb ge¬
troffen ist, haben auf eine Ermäßigung des Steuersatzes
gemäß Absatz 4 vorstehender Bestimmungen keinen An¬
spruch.

(10) Die Regierung ist befugt , ausnahmsweise für ge¬
wisse Gewerbearten oder in besonderen Fällen die Wander¬
gewerbesteuer unter den in Absatz 4 vorgesehenen Mindest¬
satz zu ermäßigen oder die Steuer ganz zu erlassen.

(11) Die weiteren Anordnungen wegen Festsetzung
der Steuer und wegen Einordnung der Betriebsarten erläßt
das Ministerium der Finanzen . Insbesondere ist es be¬
rechtigt, eine durch die veränderten wirtschaftlichen Ver¬
hältnisse gebotene Abänderung obiger Klasseneinteilung
vorznnehmen.

II.
In Artikel 22 wird unter a und l» die Zahl 15 000

durch 150 000 ersetzt.

8 2.
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.

BettriiltdttNft.
Die letzte Erhöhung der Steuersätze ist vom Landtag

im März d. I . beschlossen worden . Die seitdem eingetretene
Geldentwertung macht eine weitere Erhöhung der Steuer¬
sätze erforderlich. Im allgemeinen sind, entsprechend der
cingetretenen Geldentwertung , die Steuersätze ans den zehn¬
fachen Betrag gegenüber dem Stand vom März d. I . er¬
höht worden . In einzelnen Fällen sind die Steuersätze ans
mehr als das Zehnfache, in anderen Fällen auf weniger als
das Zehnfache erhöht worden . Dies erschien notwendig,
um die einzelnen Steuersätze unter Berücksichtigung der
Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen zu einander in das
richtige Verhältnis zu bringen.

Das Staatsministerinm hält es nicht für ausgeschlossen,
daß bei weiter fortschreitender Geldentwertung nvch vor
Ende dieses Jahres eine weitere Erhöhung der Sätze not-
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wendig werden kennte. Sollte alsdann der Landtag nicht
versammelt sein, wird das Staatsministerium in Er¬
wägung ziehen, ans Grund des Artikels !17 der Verfassung
im Wege der Notverordnung eine den Geldverhältnissen
entsprechende Erhöhung der Steuersätze anzuordnen , um
vor allen: die zu Beginn des Kalenderjahres 1924 in be¬
sonders starkem Maße eintretenden Steuerfälle zu erfassen.
Das Staatsministerium darf annehmen , daß der Landtag
ebenso wie in dem gleichartigen Falle vom 7. Dezember
1022 mit solchem Vorgehen einverstanden sein wird.
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Anlage 15.3. Landtag
des Freistaats Oldenburg.

1. Versammlung.
- 1SS3 . -

Anlage 15.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dem Landtage läßt das Staatsministerium hierneben
die Entwürfe

1. eines Gesetzes für die Landesteile Oldenburg und
Birkenfeld zur Änderung des Gesetzes vom 30. De¬
zember 1899 , betreffend die Gerichtskosten, sowie die
Gebühren der Zeugen und Sachverständigen,

2. eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck zur Ände¬
rung des Gesetzes vom 13. März 1903 , betreffend
die Gerichtskosten, sowie die Gebühren der Zeugen
und Sachverständigen,

3. eines Gesetzes für die Landesteile Oldenburg und
Lübeck zur Änderung der Notariatsgebührenord¬
nung vom 4. August 1921

nebst gemeinsamer Begründung mit dem Anträge zu¬
gehen,

den Gesetzentwürfen die verfassungsmäßige Zu¬
stimmung zu erteilen.

Oldenburg , den 6. Juli 1923.

Staatsministerinm.
v. Finckh . Stein.

Entwurf
eines Gesetzes für die Landestcile Oldenburg und
Birkenfeld zur Änderung des Gesetzes vom 30. De¬
zember 1889, betreffend die Gerichtskosten, sowie die

Gebühren der Zeugen und Sachverständigen.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für die Landesteile Oldenburg und
Birkenfeld was folgt:

Artikel 1.
Die Gebührensätze im ersten und zweiten Teile des Ge¬

setzes für das Herzogtum Oldenburg und das Fürstentum
Birkenfeld vom 30. Dezember 1899 , betreffend die Gectzchts-

1



Anlage 13.

kosten usw ., und im Artikel II des Gesetzes vom 24 . April
1906 , betreffend Änderung des genannten Gesetzes , in der
durch Gesetz vom 31 . März 1923 bestimmten Höhe werden
vorbehaltlich der Artikel 2 und 3 in der Weise weiter er¬
höht , daß bei Werten über 1 000 000 ^ bis zu 10 000 000
Mark einschließlich die Gebühren um 150 -K , von dem
Mehrbeträge bis 100 000 000 >/ / um 100 und darüber
hinaus um 50 c// für jede Wertklasse steigen.

Soweit eine Gebühr ohne Rücksicht auf den Wert des ,
Gegenstandes zu erheben ist , tritt eine Erhöhung vom
Zweihnndertfachen auf das Zweitausendfache ein.

Der Mindestbetrag einer Gebühr ist , mit Ausnahme
der im Z 48 Abs . 4 vorgesehenen Gebühr , 2000 cF.

Artikel 2.

Soweit in dem Gesetz vom 30 . Dezember 1899 , be¬
treffend die Gerichtskosten nsw ., auf Vorschriften des Reichs¬
gerichtskostengesetzes verwiesen ist , sind lediglich diese
in ihrer jeweils gültigen Fassung anzuwenden . Wenn
jedoch in den Fällen des Satzes 1 im Gesetz vom 30 . De¬
zember 1899 Mindest - oder Höchstbeträge bestimmt find,
so gilt für diese Beträge Artikel 1 sinngemäß.

Artikel 3.

Die gemäß A 84 zu entrichtenden Gebühren sind auch
weiterhin in der durch Gesetz vom 31 . März 1923 be¬
stimmten Höhe zu berechnen.

Artikel 4-

Die Vorschriften der Artikel 1— 3 finden auf alle zur
Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht fällig ge¬
wordenen Gebühren Anwendung . Bei Gebühren , die nach
Kalenderjahren oder Rechnungsjahren zu erheben sind,
tritt die Erhöhung mit Beginn des neuen Kalenderjahres
oder Rechnungsjahres ein.

Artikel 5.

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1923 in Kraft.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck zur Änderung
des Gesetzes vom 18 . März 1903 , betreffend die Ge¬
richtskosten , sowie die Gebühren der Zeugen und

Sachverständigen.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Lübeck, was
folgt:

Artikel 1.

Das Gesetz für das Fürstentum Lübeck vom 13 . März
1903 , betreffend die Gerichtskosten usw ., wird , wie folgt,
geändert:

2
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1. Im Z 20 wird das Wort „halbe" durch „volle" er¬
setzt.

2. Im tz 21 werden die Worte „Die volle Gebühr"
ersetzt durch die Worte „Das Zweifache der vollen
Gebühr " .

3. Im § 22 treten an die Stelle der Worte „fünf
Zehnteile , bei einseitigen Verträgen drei Zehnteile
der vollen Gebühr " die Worte „die volle Gebühr,
bei einseitigen Verträgen fünf Zehntdile dieser Ge¬
bühr " .

4. Im tz 23 wird das Wort „zwei" durch „drei " er¬
setzt.

5. Im Z 24 wird das Wort „Drei " durch „Fünf"
ersetzt.

6. Im § 27 wird das Wort „halbe" jedesmal durch
„volle" ersetzt.

Artikel 2.
Die Gebührensätze im ersten und zweiten Teile des im

Artikel 1 genannten Gesetzes in der durch Gesetz vom 31.
März 1923 bestimmten Höhe werden vorbehältlich der Be¬
stimmungen der Artikel 3 und 4 in der Weise weiter er¬
höht , das; bei Werten über 1 000 000 ^ bis zu 10 000 000
Mark einschließlich die Gebühren um 150 cE, von dem
Mehrbeträge bis 100 000 000 um 100 c//7 und darüber
hinaus um 50 für jede Wertklasse steigen.

Soweit die Gebühr ohne Rücksicht ans den Wert des
Gegenstandes zu erheben ist, tritt eine Erhöhung vom
Zwanzigfachen ans das Zweitausendfache ein.

Der Mindestbetrag einer Gebühr ist, mit Ausnahme
der im Z 47 Abs. 4 vorgesehenen Gebühr , 2000 c//.

Artikel 3.
Soweit in dem im Artikel 1 genannten Gesetz auf Vor¬

schriften des Reichsgerichtskostengesetzesverwiesen ist, sind
lediglich diese in ihrer jeweiligen gültigen Fassung anzu¬
wenden . Wenn jedoch in den Fällen des Satzes 1 in dem
im Artikel 1 genannten Gesetz Mindest - oder Höchstbeträge
bestimmt sind, so gilt für diese Beträge Artikel 2 sinngemäß.

Artikel 4-
Die gemäß Z 81 des in: Artikel 1 genannten Gesetzes

zu entrichtenden Gebühren sind auch weiterhin in der durch
Verordnung vom 14. November 1922 bestimmten Höhe zu
berechnen.

Artikel 5.
Die Vorschriften der Artikel 1—4 finden aus alle zur

Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht fällig
gewordenen Gebühren Anwendung . Bei Gebühren , die
nach Kalenderjahren oder Rechnungsjahren zu erheben find,
tritt die Erhöhung mit Beginn des neuen Kalenderjahres
oder Rechnungsjahres ein.

Artikel 6.
Dieses Gesetz tritt am 1. August 1923 in Kraft.
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Entwurf
eines Gesetzes für die Landesteile Oldenburg und-
Lübeck zur Änderung der Nvtariatsgebühreuordnung

vom 4. August 1921.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für die Landesteile Oldenburg und
Lübeck, was folgt:

Artikel 1.
Die Notariatsgebührenordnung vom 4. August 1921

wird , wie folgt , geändert:
1. Im 8 3 Abs. 1 wird die Zahl „400 " durch „2000"

ersetzt.
2. Im § 11 wird im Abs. 1 die Zahl „60" durch

„30 000 " und im Abs. 2 die Zahl „30" durch „10 000"
ersetzt.

3. Im 8 12 wird die Zahl „4,50 " durch „500 " ersetzt.
4. Im 8 13 Abs. 1 Ziffer 1 werden die auf das Wort

„Auftraggebers " folgenden Worte gestrichen und durch die
nachstehenden Worte ersetzt:

„30 Mark für jedes angefangene Tausend des Be¬
trags bis 10 000 Mark,
20 Mark für jedes angefangene Tausend des wei¬
teren Betrags bis 20 000 Mark,
10 Mark für jedes angefangene Taufend des wei¬
teren Betrags bis 100 000 Mark,
5 Mark für jedes angefangene Tausend des Mehr¬
betrags -"

5. Im 8 11 Abs. 2 wird die Zahl „5" durch „1000"
ersetzt.

6. Im 8 20 werden die Worte „bis zum Betrage von
5 Mark für jede angefangene Stunde " gestrichen.

Artikel 2.
Dieses Gesetz tritt am 1. August 1923 in Kraft.

BeimindiilM.
Seit der zuletzt durch die Gesetze vom 31. März 1923

vorgesehenen Erhöhung der Sätze der Gerichtskostengesetze
und der Notariatsgebührenordnung ist die Geldentwertung
weiter fortgeschritten . Wenn dieser auch bei der Gebühren-
berechnuug z. T . dadurch Rechnung getragen wird , daß
infolge der Wertsteigerung auch höhere Gebührensätze zu
erheben sind, so erscheint es doch geboten, die höheren Wert¬
klassen noch stärker zu belasten , als es bisher geschehen ist.
Dadurch werden die hiesigen Sätze wieder den preußischen
angeglichen, die zuletzt durch Verordnung vom 26. April
1923 (Preuß . Ges.-Samml . Seite 142) neu festgesetzt
worden sind.

Nicht beeinflußt von der Geldentwertung sind die festen
Gebührensätze, die nicht nach dem Werte des Gegenstandes
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bemessen werden . Hier erscheint eine erhebliche Erhöhung
am Platze , ebenso auch im Anschluß an Preußen bei der
Mindestgebühr , die z- Zt . bei weitem nicht den mit dem
Geschäft verbundenen Aufwand deckt-

Im einzelnen wird bemerkt:

I . Gerichtskostengesetz für die Landesteile Oldenburg und
Birkenfeld.

ZnArtikel  1 . Die Gebührensätze der Wertklassen
bis zu 1 000 000 ^ bleiben unverändert . Die dann ein¬
tretende Steigerung beträgt zunächst 1,5 V.H., sodann 1 V.H.
und schließlich ls V.H. Für die festen Gebührensätze er¬
scheint eine Erhöhung auf das Zweitansendfache angemessen,
ebenso die Festsetzung des Mindestbetrages auf 2000 cK; die
Gebühr für die Einsichtnahme des Grundbuchs wird aber
wiederum von der Mindestgebühr anszunehmen sein.

Zn Artikel  2 . Diese Bestimmung ist unverändert
ans dem Gesetz vom 31. März 1923 übernommen.

ZnArtikel  3 . Die erst durch Gesetz vom 31. März
1923 herabgesetzten Hinterlegungsgebühren bedürfen keiner
Erhöhung.

Zn Artikel  4 . Diese Bestimmung ist unverändert
beibehalten (Artikel 6 des Gesetzes vom 31. März 1923).

Zu Artikel  5 . Es empfiehlt sich, das Gesetz mit
möglichster Beschleunigung in Kraft zu setzen.

II . Gerichtskostengesetz für den Landesteil Lübeck.

Zu Artikel  1 . Das Gerichtskostengesetz für den
Landesteil Lübeck weicht von dem oldenbnrgischen insofern
ab, als der Verhältnissatz einzelner Gebühren in Lübeck ein
anderer ist als in Oldenburg (vgl. §§ 20—24, 27 des lüb.
Gerichtskostengesetzes mit den ZZ 21—25, 28 des oldenb.
Gerichtskostengesetzes). , Dies war solange berechtigt, als die
lübeckischen Gebührensätze selbst (vgl. Z 19) höher waren
als die entsprechenden oldenbnrgischen (vgl. tz 20). Nach¬
dem aber bei der Erhöhung der Gebührensätze die lübeckischen
den oldenbnrgischen in der Weise angepaßt sind, daß sie über
die letzteren nicht mehr hinausgehen , im Gegenteil hinter
ihnen znrückbleiben, ist diese unterschiedliche Regelung der
Verhältnissätze nicht mehr am Platze . Besonders nachteilig
wirkt diese Regelung für die Notare des Landesteils Lübeck,
die infolge der niedrigeren Verhältnissätze im Vergleich zu
den oldenbnrgischen Notaren erheblich geringere Gebühren¬
einnahmen haben . Es erscheint deshalb notwendig , die
betreffenden Bestimmungen des lübeckischen Gerichtskosten¬
gesetzes mit den oldenbnrgischen in Übereinstimmung zu
bringen.

Zn Artikel  2 bis  6 . Vgl . die Bemerkungen
unter I , Artikel 1—5.

III . Notariatsgebührenordnung.
Zn Artikel  1.

Zn 1. In Übereinstimmung mit Preußen (vgl. Art . 2
der Verordnung vom 26. April 1923) und mit den Gerichts-
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kostengesetzenwird die Mindestgebnhr hier ebenfalls auf
2000 festzusetzen sein.

Zu 2— 5. Die hier vorgenommenen Änderungen sind
ebenfalls im Anschluß an Preußen erfolgt.

Zu 6. Die vorgefchlagene Fassung entspricht derjenigen
in § 22 der preuß . Gebührenordnung für Notare vom
28. Oktober 1922 (Preuß . Ges.-Samml . Seite 404).



Anlage 16.3. Landtag
des Freistaats Oldenburg.

1. Versammlung.
- 1SS3 . -

Anlage 16.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Die seit der Beschlußfassung über das Finauzgesetz für
1923 rasch fortgeschrittene Geldentwertung zwingt zur
Prüfung , ob die in dem Gesetz enthaltenen Bestimmungen
den tatsächlichen Bedürfnissen noch in allen Beziehungen
Rechnung tragen . Das ist der Fall bei den Ansätzen für
diejenigen Einnahmen , die sich der Einwirkung der olden-
burgischen Gesetzgebung entziehen, also namentlich bei den
Einnahinen ans .staatlichem Vermögen und ans den Über¬
weisungen des Reichs auf Grund der Reichsstenergesetzeund

' des Finanzausgleichsgesetzes . Ebenso bedarf cs keiner Ände¬
rung für diejenigen Ansgabeparagraphen , für die der Land¬
tag dnrch Annahme der Anträge 2, 7, 42 und 61 in der
2.Lesung der Voranschläge seine grundsätzliche Zustimmung
zu den Überschreitungen erklärt hat , die durch die Geld¬
entwertung und den dadurch hervorgerufeueu größeren
Bedarf notwendig werden.

Dagegen läßt es sich nicht nurgehen, nachznprüfen:
l . ob die auf vldenbnrgischen Gesetzen beruhenden Eiü-

nahmen der gegenwärtigen Lage noch entsprechen,
2- ob die in die obige Beschlußfassung nicht einbe-

zvgenen Ansgabeparagraphen einer Erhöhung be¬
dürfen , um die Erreichung des damit verfolgten
Zweckes sicherzustellcn.

Zn 1 kann zunächst die Gebäudesteuer unberührt
bleiben. Sie ist schon bei der ursprünglichen Beschlußfassung
nur mit geringfügigen Ansätzen eingestellt, weil die eigent¬
liche Erfassung der Gebäude neuerdings nicht auf diesem
Wege, sondern , durch die letzthin vom Reiche beordnete
Wohnungsabgabe erfolgt . Zu dieser Wohnuugsbauabgabe
wird dem Landtage durch besondere Vorlage Gelegenheit
zur Stellungnahme gegeben.

Anderseits könnte in Frage kommen, die im Aus¬
führungsgesetz vom 12. Juni d. I . zum Landessteuergesetz
für 1923 zum letzten Male erfolgte Überweisung der staat¬
lichen Gewerbesteuer an die Gemeinden rückgängig zu
machen. Dafür würde sprechen, daß infolge der weiteren
Geldentwertung und der Mängel bei der Veranlagung der
Reichseinkommensteuer die selbständigen Gewerbetreibenden
nur in ganz ungenügender Weise zur Mittragung der staat¬
lichen Lasten herangezogen werden . Nachdem aber der
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Landtag einmal in dem oben bezeichnetcn Sinne Stellung
genommen hat , hält die Staatsrcgierung es fiir richtig , diese
Frage zunächst nicht wieder zur Erörterung zu stellen und
ihre endgültige Lösung den nächstjährigen Verhandlungen
vorzubehalten.

Die vorstehend angegebenen Gründe beziehen sich nicht
auf die Grundsteuer , vielmehr ist aller Anlaß vorhanden,
die für diese zurzeit geltenden , schon bei der Beschlußfassung
mäßig gegriffenen Sätze den gründlich veränderten Verhält¬
nissen einigermaßen anzupassen . Dabei ist zu berücksich¬
tigen , daß der erste Halbjahrsbetrag dieser Steuer zur
Hebung bereits ausgeschrieben ist und daß eine Verände¬
rung daher nur den zweiten Teil erfassen kann . Da seit
der Veranschlagung der gegenwärtig geltenden Sätze , die
um die Mitte des Monats April erfolgt ist, die Preise der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse auf das Vielfache gestiegen
sind, so erscheint es angezeigt, wenigstens die zweite Hälfte
der Grundsteuer ans das lOfache zu erhöhen . Das ergibt
im Landesteil Oldenburg statt des lOOOfachendas 8800-
fache, Lübeck statt des 2800fachen das 15 lOOfache, Birken¬
feld statt des 1200fachen das 6600fache.

Die Staatsregierung hat in Aussicht genommen , die
zweite Halbjahrsrate abweichend von der früheren Übung
alsbald zur Hebung auszuschreiben , um damit einerseits
einen für die Landwirtschaft günstigen Zahlungstermin,
nämlich die Zeit unmittelbar nach der Ernte , zu treffen
und nur eine etwaige weitere Geldentwertung für die
Staatskasse tunlichst unschädlich zu machen. Ob mit dieser
Beordnung das Richtige getroffen sein wird , hängt von der
weiteren Entwicklung ab. Sollte sich erweisen, daß die
damit herbeigeführte Beteiligung der Landwirtschaft an der
Tragung des staatlichen Aufwandes nicht genügt , so würden
beim Wiederzusammentreten des Landtags zu Beginn des
nächsten Jahres noch weitere Vorschläge gemacht werden
können. Bei der Kürze der Zeit , die fiir die Vorbereitung
der jetzigen Vorschläge zur Verfügung stand , haben die
Landesausschüsse der Landesteile Lübeck und Birkenfeld
nicht gehört werden können ; eine Äußerung der Regierung
in Lübeck ist inzwischen noch eingezogen. Das Ergebnis
wird dem Landtag mündlich mitgeteilt werden . Dagegen
konnte die Regierung in Birkenfeld aus den benannten
Gründen nicht befragt werden . Da sich auch im übrigen
die dortigen Verhältnisse hier zurzeit nicht genügend über¬
sehen lassen, so empfiehlt es sich, den für die Birkenfelder
Grundsteuer eingestellten Satz nur als Höchstgrenze zu be¬
stimmen und die Staatsregierung zu seiner Herabsetzung zu
ermächtigen , falls die für den Landesteil besonders zu¬
ständigen Organe dies als notwendig erklären sollten.

Neben den genannten Abgaben kommen noch einige
Gebühren und Aufwandsteuergesetze in Betracht ; fiir deren
Anpassung an die gegenwärtige Lage gehen dem Landtage
besondere Vorlagen zu.

Z u 2- Diejenigen Paragraphen der Voranschläge , die
in den obengenannten Anträgen von der Anpassung an die
Geldentwertung ausgenommen sind, bedürfen fast durchweg
einer angemessenen Erhöhung , wenn die ausgeworfeuen
Beträge dem damit verbundenen Zwecke noch einigermaßen
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entsprechen sollen. Dieserwegen werden in dem anliegenden
Verzeichnis Vorschläge gemacht, die sich tunlichst der Be¬
deutung der einzelnen Ausgabezwecke anpassen , aber beim
Schwanken der allgemeinen Lage naturgemäß nur
summarisch haben gewonnen werden können. Diese Ände¬
rungen der einzelnen Voranschläge werden nach bisheriger
Übung durch einfache Beschlußfassung erledigt werden
können und in das Abänderungsgesetz zum Finanzgesetz
nicht ausgenommen zu werden brauchen.

Für letzteres ist ein Entwurf angelegt.

Die Staatsregierung beantragt:
Der Landtag wolle

1. sich mit den anliegenden Änderungen der Vor¬
anschläge einverstanden erklären,

2. dem vorgelegten Gesetzentwurf seine verfassungs¬
mäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 9. Juli 1923.

Staatsministerium.
vonFinckh . Stein.
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Nebenanlage 4.
Lande steil Oldenbur g.

Verzeichnis
der vom Landtage nicht freigegebenen Ausgabeparagraphen.

Bisheriger Vorgcschlagencr
Bemerkungenß Bezeichnung Ausgabebetrag Betrag

12 , Öffentliche Bibliothek (ohne Gehälter ) . 12 500 000 40 000 000
(ohne Gehälter)

Emhttlt einen Mehrbetrag für
besandere Zwecke

14 Zn Kunstzwecken nsw. . 1 125 000 20 000 000

16 Für wissenschaftliche Vorträge (Volkshochschule ) . . 6 000 000 20 000 000
40 Zuschuß für Nahrungsmittel -Untersuchungsamt . . 36 000 100 000
41 Säuglings - und Kleinkinderfürsorge. 8 000 000 2ä 000 000
46 Zuschuß an die Landwirtschaftskanuner. 1 400 000 5 000 000
52 Förderung der Viehzucht (ohne Geschäftskosten der

Körnngskominission ) . 1281000 5 000 000
(ohne Geschäfts

kosten)
58 Förderung von Obst - und Gartenbau. 1 025 500 4 000 000
60 Pflanzenschutzdienst ' . 120 000 500 000
62 Bodenmeliorationswesen. 300 000 1 000 000
63 Vogclkolonic Mellum . . 60 000 200 000
63a Förderung des Kleingartcnwesens. 2 000 000 6 000 000
66 Zuschuß an die Handelskammer. 1 500 000 5 000 000
67 Zuschuß an die Handwerkskammer. 600 000 2 000 000
68 Hebung von Handwerk und Kleinhandel . . . . 2 200 000 7 000 000
75 Zuschuß an Arbeitnchmerkammer. 2 200 000 7 000 000
95 Schnlschiffverein -Unterstützung. 50 000 200 000

109 Forschungen und vorgeschichtliche Denkmäler . . . 113 000 500 000
Die bisherige Veranschlagung

war zu niedrig
110 Zur Durchführung des Dcnkmalschntzgesetzes . . . 5 000 200 000

120 Volksqesnndheit und Jugendpflege. 2 800 000 10 000 000
121 Landesamt für Leibesübungen. 10 000 000 25 000 000
144a Ausbildung akademischer Lehrer , Wettkämpfe an

höheren Schulen. 700 000 2 500 000
145 Evangelische Kirche — Vorschuß. 30 000 000 100 000 000
182 Turnunterricht nsw. an evangelischen Volksschulen . 300 000 1 000 000
190 Katholische Kirche — Zuschuß. 67 905 250 000
206 Turnunterricht nsw. an katholischen Volksschulen . . 300 000 1 000 000
211 Beihilfe für jüdischen Kultus. 6 000 20 000
279c! Werrakanalvercin Eisenach — Zuschuß. 42 000 100 000
279t Küstcnkanalvcrcin — Zuschuß. 3 200 000 10 000 000
316 Loustigc Zuschüsse. 9 000 000 30 000 000
319b Beihilfe für Wohnungsumbau. 30 000 000 100 000 000
319c: Landsiedlungsbandarlehen. 120 000 000 600 000 000 Der veranschlagte Betrag ist

für die geplanten Sied-
lungsbauten nicht zu ent¬
behren

3I9c1 Arbeitgeberznschuß für Wohnungsbau. 80 000 000 80 000 000 Siehe die besandere Vorlage
320b Geräte für Handfertigkcitsunterrichl der Aufbauschnlcn 8 000 000 12 000 000 Zig verwenden auch für

libungsmaicrial
339c; Landeswohlfahrtspflcge. 22 000 000 50 000 000
339c! Kultivicrungsbeihlfeu. 15 000 000 50 000 000
339b Kredite an Beamte nsw. 3 000 000 10 000 000

374 931405 1230 570000
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Landesteil Lübeck.

Bezeichnung
Bisheriger Vorgeschlagener

8 Ausgabebetrag Betrag Bemerkungen

8 Öffentliche Bibliothek (ohne Gehälter ) . 625 800 2 000 000
(ohne Gehälter)

8a Volksbüchereien. 300 000 1 000 000
16a Anstalt für schwachsinnige Kinder — Zuschuß . . . 400 000 1 500 000
20 Nahrungsmittel -Untersuchungsamt — Zuschuß . . 24 000 100 000
22 Zuschuß zur Landwirtschaftskammer usw. 480 000 1 500 000
22a Zuschuß für Pflanzenschutzstelle . . 100 000 400 000
26 Hengsthaltungsgenossenschaft — Zuschuß . . . . 2 900 20000
27 Förderung der Rindviehzucht. 90 000 300 000
28 „ Fischerei. 60 000 200 000
39 Forschungen über Landeskunde usw. 30 000 100 000
406 Jugendherbergen. 200 000 700000
40« Jugendpflege. 1 000 000 3 300 000
48 Kirchenwesen. 5 050 000 17 000 000
50a Volkshochschule usw. 300 000 1 000 000
50a Weiterbildung akad. Lehrer. 25 000 100 000
51 Schuldienstpräparanden. . - — Einzelunterstützung zu er¬

höhen bis mg 150000 ^:
58a Landeslehrerbücherei. 200 000 700 000
60 Fortbildungskurse für Volksschullehrer. 200 000 700 000
86o Wohlfahrtspflege. 15 000 000 20 000 000
874 Beihilfe zum Wohnungsumbau. 6 000 000 20 000000
93 Kredite an Beamte usw. 300 000 1 000 000

30 387 750 71620 000

Landesteil Birkenfeld.

8 Bezeichnung
Bisheriger

Ausgabebetrag
Vorgeschlagener

Betrag Bemerkungen

19a Säuglings - und Kleinkinderfürsorge. 3 000 000 10000 000
22 Erziehungsanstalten für Mädchenzuschüffe . . . . 150 000 500 000
33 Gemeindewegbauten usw. 6 000000 20 000 000
35 Verein für Heimatkunde — Zuschuß. 150 000 500 000
37a Jugendpflege. 2 000 000 6 000 000
48a Weiterbildung akad. Lehrer. 15 000 100000
49 Beihilfe für evgl . Kirche. 18 500000 60 000 000
50 „ „ kath. Geistliche. 3 506 000 12 000 000
52 Zulage für kath. Geistliche. 2 085 000 7 000 000
55 Bauten an Kirchen und Pfarrhäusern. 600 000 2 000 000
83 Kredite an Beamte usw. 400 000 1 500 000
87b Beihilfen zu Wohnungsumbauten. 3 000 000 10 000 000

39 406 000 129 600 stOO
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Nebenanlage 8.
Entwurf

eines Änderungsgesetzes zum Finanzgesetze des Frei¬
staats Oldenburg für das Jahr 1923

vom 11. Juni 1923.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg was
folgt:

Artikel  1.
Der Artikel 3 des Finanzgesetzes des Freistaats Olden¬

burg für das Jahr 1923 wird dahin abgeändert , daß die
Grundsteuer für das Rechnungsjahr 1923 zu erheben ist

1. im Landesteil Oldenburg mit dem 8800fachen,
2. im Landesteil Lübeck mit dem 15 400fachen,
3. im Landesteil Birkenfeld mit dem 6600fachen

der vollen Jahressteuer.

Artikel  2.
Das Staatsministerium wird ermächtigt , mit Zu¬

stimmung der Regierung und des Landesausschusses für
den Landesteil Birkenfeld die Grundsteuer dis auf das
1200fache herabzusetzen.
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Anlage 17.3. Landtag
des Freistaats Oldenburg.

1. Versammlung.
- 182». -

Anlage 17.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Während in den bisherigen Reichsverordnungen die Er¬
richtung von Landespreisprüfungsstellen in das Ermessen
der Landeszentralbehörden gestellt war , verpflichtet eine in
Kürze zu erwartende neue Reichsverordnung die Landes¬
regierungen zur Bildung . Das Staatsministerium hat
dieser Reichsverordnung folgend dem Ministerium des
Innern mit Wirkung vom 16. Juli 1923 an eine Landes-
preisprüfnngsstelle angegliedert , die hauptamtlich besetzt
worden ist. Der Landtag , dem über die von der Einrich¬
tung zu erwartenden Kosten mündlich noch nähere Mit¬
teilungen gemacht werden sollen, wird um nachträgliche
Zustimmung gebeten.

Oldenburg , den 9. Juli 1923.

Staatsministerium,
v. Finckh . R . Weber.



Anlage 18.3. Landtag
des Freistaats Oldenburg.

1. Versammlung.
-1S23 . -

Anlage 18.
An den Larldtag des Freistaats Oldenburg.

Dein Landtage läßt das Staatsministerium hierneben
den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg
zur Ausführung des Gesetzes über den Finanzausgleich
zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichs¬
gesetzes) iwbst Begründung mit dem Antrag zugehen:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 9. Juli 1923.

Staatsministerium,
v. F i n ckh. Stei n.

Gesetz
für den Freistaat Oldenburg zur Ausführung des
Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Reich,
Ländern und Gemeinden(Finanzausgleichsgesetzes).

Artikel I.
Die Geltung des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg

zur Ausführung des Landessteuergesetzes vom 12. Juni
1923 (Gesetzblatt für den Landesteil Oldenburg Seite 355,
Gesetzblatt für den Landesteil Lübeck Seite 151 , Gesetzblatt
für den Landesteil Birkenfeld Seite 161) wird mit den aus
Artikel II sich ergebenden Änderungen bis zum 31. März
1925 verlängert.

Artikel II-
Das Gesetz zur Ausführung des Landessteuergesetzes

wird mit Wirkung vom 1. April 1923 wie folgt geändert:
I . Im tz 1 Absatz 1 wird hinter den Worten „Anteilen

an der Einkommensteuer " eingefügt : „und der Körper-
schastssteuer" .

II . ß 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
Die nach dein Reichsgesetz vom 26. Juni 1923 zur

Änderung des Landesstenergesetzes vom 30. März ' 1920
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(RGBl . S . 483) auf den Freistaat Oldenburg entfallenden
Anteile an dem Aufkommen an Einkommensteuer und an
Körperschaftssteuer werden für die Landeskassen verein¬
nahmt.

III . § 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
Die Anteile fließen zn V? in die Landeskassen, zu O

nach dem Maßstabe der Rechnungsanteile der einzelnen Ge¬
meinden (Z 22 Absatz 1 Satz 3 des Finanzausgleichsgesetzes,
Artikel II Absatz 4 und Artikel III Absatz 4 des Reichs¬
gesetzes vom 26. Juni 1923) in die Gemciudekassen.

IV . ß 2 erhält folgende Fassung:
Das nach dem Finanzausgleichsgesetz auf deu Frei¬

staat Oldenburg entfallende Aufkommen au Grunderwerb¬
steuer wird für die Landeskassen vereinnahmt.

Die Steuer fließt uach Maßgabe des Z 35 des Fiuanz-
ausgleichsgesetzeszur Hälfte in die Landeskassen, zur auderu
Hälfte in die Gemeiudekassen.

Für die Landeskassen wird ein Zuschlag zur Grund¬
erwerbsteuer von 2 vom Hundert des steuerpflichtigen
Wertes erhoben.

Die Gemeinden des Landesteils Oldenburg sowie die
Landesverbände der Landesteile Lübeck und Birkeufeld
können ebenfalls einen Zuschlag erheben, der 1 vom Hun¬
dert , und wenn eine Wertzuwachsstener nicht erhoben wird,
2 vom Hundert des steuerpflichtigen Wertes nicht über¬
steigen darf.

Der Zuschlag wird durch Beschluß der Gemeindever¬
tretung oder des Landesausschusses festgesetzt.

V. Z 3 erhält folgende Fassung:
Die dem Freistaat Oldenburg auf Grund der ZZ 32

und 33, des § 38 sowie des § 46 des Finanzausgleichs¬
gesetzes zufließenden Anteile an der ' Erbschaftssteuer , der
Umsatzsteuer und der Rennwettsteuer fließen nach dem in
den genannten Paragraphen angegebenen Verhältnis den
Landeskassen zu-

VI . Als § 3 u wird folgende Vorschrift eingestellt:
8 3u.

Der Anteil der Gemeinden an der Umsatzsteuer (§ 39
des Finanzausgleichsgesetzes ) fällt zu zwei Dritteln an die
Gemeinden und zu einem Drittel im Landesteil Oldenburg
an die Amtsverbände und in den Landesteilen Lübeck und
Birkenfeld an den Landesverband (H 43 Absatz2 des Finanz¬
ausgleichsgesetzes).

Die Verteilung an die Gemeinden und Gemeindever¬
bände erfolgt nach dem vom Reichsmiuister der Finanzen
gemäß Z 56 nach deu Vorschriften der HZ 40—42 des
Finanzausgleichsgesetzes festgestellteu Verteilungsschlüssel.
Bis zur Feststellung des ersten Verteilungsschlüssels (Ar¬
tikel VI des Reichsgesetzes) verteilt das Ministerium des
Innern den auf die einzelnen Landesteile entfallenden Be¬
trag aus die Gemeinden und im Laudesteil Old ei würg auf
die Amtsverbände nach einem Maßstabe , welcher der Höhe
des Aufkommens in den einzelnen Gemeinden soweit mög¬
lich anzupassen ist (tz 43 Absatz 1 des Fiuanzausgleichs-
gesetzes).
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VII . 8 -I erhält folgende Fassung:
8 4-

Die Gemeinden im Landestcil Oldenburg sind befugt,
Zuschläge bis zum Zwanzigtansendfachen der Grundsteuer
und bis zum Hundertfachen der Gebäudesteuer zu erheben.
Höhere Zuschläge dürfen nur mit Genehmigung des Staats¬
ministeriums erhoben werden.

In den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld bestimmen
die Regierungen nach Anhörung der Landesausschüsse und
mit Genehmigung des Staatsministeriums , welches Viel¬
fache der Grundsteuer und der Gebäudesteuer als Zuschlag
zu der staatlichen Steuer von der Gemeinde erhoben werden
darf . Höhere Zuschläge dürfen nur mit Genehmigung des
Staatsministeriums erhoben werden.

VIII . 8 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
Die Gemeinden sind berechtigt, Zuschläge bis zum

Zweihundertfachen der staatlichen Gewerbesteuer zu er¬
heben. Höhere Zuschläge dürfen nur mit Genehmigung
des Staatsministeriums erhöben werden-

IX . Als 5o wird folgende Vorschrift eingestellt:
8 5a.

Wenn die Gemeinden an Stelle der Zuschläge zur
Grundsteuer oder zur Gebäudesteuer oder zur Gewerbe¬
steuer oder neben solchen Zuschlägen besondere Steuern
vom Grundbesitz oder besondere Gewerbesteuern erheben,
so gelten die in den 88 4 und 5 vorgeschriebenen Höchst¬
grenzen für das Jahresaufkommen der besonderen Steuer
oder für den Betrag , der sich aus der Zusammenrechnung
des Jahresaufkommens der besonderen Steuer und der Zu¬
schläge ergibt . Das Staatsministerium bestimmt bei der
Entscheidung über die Genehmigung der Steuerordnung , ob
und wieweit die Höchstgrenze unter Berücksichtigung der
Vorschriften des 8 8 des Reichsgesetzes und der besonderen
Verhältnisse der Gemeinde überschritten werden darf.

X. Im 8 6 wird „8 2 Absatz 3" durch „8 2 Absatz 4"
ersetzt.

XI . Als 8 6a wird folgende Vorschrift eingestellt:
Die Gemeinden sind verpflichtet, zu Zwecken der öffent¬

lich-rechtlichen Wegeunterhaltnng durch Statut eine Steuer
für die Benutzung der Wege durch Fahrzeuge (Wegesteuer)
vor dem I . Januar 1924 einzuführen . In Amtsbezirken,
in denen Amtswege vorhanden sind, haben die Amtsver¬
bände diese Verpflichtung , ebenso die Landesverbände in den
Landesteilen Lübeck und Birkenfeld . Die Amts - (Landes -)
verbände haben die Gemeinden ihres Bezirks an der Steuer
nach der Länge der den einzelnen Wegepflichtigen gehören¬
den befestigten Straßen zu beteiligen.

Die Steuer ist nach Zahl und Art der Fahrzeuge um-
znlegen. Von den Inhabern landwirtschaftlicher Betriebe
wird sie in Form eines Zuschlages zur Grundsteuer in Höhe
von 25 v. H. des im jeweiligen Finanzgesetz für das be¬
treffende Steuerjahr festgesetzten Betrages erhoben . In¬
haber landwirtschaftlicher Betriebe , die Nachweisen, daß sie
weniger als 6 der Steuer unterworfene Fahrzeuge halten,
zahlen nur H , die weniger als 4, nur die Hälfte , und die

3



Anlage 18.

nur ein Fahrzeug halten, nur Z4 des vollen Steuerbetrages.
Für Fahrzeuge, die vorwiegend gewerblichen Nebenbe¬
trieben der Landwirtschaft dienen wie Ziegeleien, Brenne¬
reien, Molkereien, Torfgräbereien nsw., ist die auf sie nach
dem Fahrzeugsteuertarif entfallende Steuer besonders zu
entrichten; sie sind bei der Berechnung des Zuschlages zur
Grundsteuer nicht mitzuzählen. Steuerpflichtig sind die
Fahrzeughalter^

In den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld sowie in
denjenigen Amtsbezirken, in denen die Wegesteuer von den
Amtsverbänden erhoben wird, sind die Gemeinden auf Ver¬
langen der Gemeindeverbände zur unentgeltlichen Mit¬
wirkung bei der Verwaltung der Steuer und zu ihrer
Hebung verpflichtet.

Die Reichskraftfahrzeugsteuer fließt im Landesteil
Oldenburg der Landeskasse und in den Landesteilen Lübeck
und Birkenfeld den Landesverbänden zu. An ihren Er¬
trägnissen werden die Amtsverbände und Gemeinden be¬
teiligt, die die vom Ministerium des Innern alsDurchgangs-
straße festgestellten Chansseestrecken zu unterhalten haben,
und zwar nach dem Verhältnis der Länge dieser Strecken
zur Länge der Staats - (Landes-) Chausseen.

Artikel III.
Das Staatsministerium wird ermächtigt, den Text des

Gesetzes, wie er sich aus den Artikeln I und II ergibt, als
Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über den Finanzaus¬
gleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanz-
ansgleichsgesetz) zu veröffentlichen.

Begründung.
Nach langen und schwierigen Verhandlungen ist das

Gesetz zur Änderung des Landesstellergesetzesvom 30. März
1920 vom Reichstage am 20. Juni endlich verabschiedet und
am 23. Juni unter der Bezeichnung„Gesetz über den Finanz¬
ausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden(Finanz¬
ausgleichsgesetz) veröffentlicht worden (RGBl . 1923, Teil 1,
Seite 494 ff.).

Das Gesetz geht von der Erkenntnis ans, daß den
Ländern nnd Gemeinden, deren Einnahmen zur Deckung
auch nur der lebensnotwendigen Bedürfnisse schon lange nicht
mehr cnisreichen, und deren eigene Einnahinemöglichkeiten
im wesentlichen erschöpft sind, ein größerer Anteil an den
Einnahmen der Reichsstenern als bisher gewährt nnd daß
ihnen auch auf andere Weise geholfen werden muß. Das
Gesetz tut aber keinen ersten Schritt aus dem Wege zu dem
Ziele, den Ländern lind Gemeinden wieder dasjenige Maß
voll Bewegungsfreiheit einznräumen, das die Voraussetzung
für eine selbstverantwortliche Finanzwirtschaft bietet, gibt
ihnen insbesondere noch nicht das Recht zurück, Zuschläge
zur Einkommensteller zu erheben.

Die für die Länder lind Gemeinden wichtigsten Be¬
stimmungen sind folgende:

I . Erhöhung des Länder- nnd Gemeindeanteils an der
Einkommen- und Körperschaftssteuer von ^ ans
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des Aufkommens, und zwar vom Rechnungsjahre
>92t an.

2. Erhöhung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer von
5 ans 15 v. H. der veranlagten Steuerbeträge vom
1. April 1923 än.

3. Beteiligung der Betricbsgemeinden eines sich ans
mehrere Gemeinden erstreckenden Unternehmens an der
Umsatzsteuer vom 1. April 1923 an.

4. Überweisung der ganzen Grunderwerbssteuer an die
Länder und Gemeinden vom 1. April 1923 an.

5. Das Reich darf den Ländern und Gemeinden neue Auf¬
gaben nur zuweisen, wenn es gleichzeitig für die Bereit¬
stellung der erforderlichen Mittel Sorge ' trägt.

6. Die Länder erhalten vom Reich für sich und ihre Ge¬
meinden Zuschüsse in Höhe von 75 v. H. der Mehrauf¬
wendungen, die ihnen für die Erhöhungen der Be¬
amtengehälter, der Versorgungsbezügc der Ruhegehalts¬
empfänger, der Wartegeldempfänger und der Beamten¬
hinterbliebenen seit dem l. Januar 1921, sowie der
Vergütung der Angestellten seit dem 1. Oktober 1921
erwachsen. Diese Bestimmungen gelten auch für Reli¬
gionsgesellschaften, soweit sie Körperschaften des öffent¬
lichen Rechts sind. Sonstige Anstalten und Einrich¬
tungen der öffentlichen Wohlfahrtspflege oder der
öffentlichen Schul- und Bildnngspflegc erhalten Zu¬
schüsse in entsprechender Höhe.

7- In den Ländern ist znm Zwecke der öffentlich-rechtlichen
Wegennterhaltungeine Steuer für die Benutzung der
Wege durch andere Fahrzeuge als Kraftfahrzeuge zu
erheben.

3. Die Gemeinden dürfen mit Genehmigung der Landes¬
regierungen Getränkestenern bis zu 5 v. H., bei
Schaumwein und Trinkbranntwein bis zu 15 v. H.
des Kleinhandelspreises erheben.
Eine Gcmeindeviehstener, die in dem Gesetzentwurf

vorgesehen war, ist abgelehut und statt dessen folgende Vor¬
schrift eingestellt worden: Sondersteuern auf einzelne Be¬
triebsmittel der Landwirtschaft oder des Gewerbes sind nicht
zulässig.

Die meisten Bestimmungen des Reichsgesetzes.erfordern
keine landesgesetzlichcn Ausführungsbestimmnngen; in mehr¬
facher Hinsicht muß aber das Gesetz vom 12. Juni 1923 zur
Ausführung des Landesstenergesetzes dem neuen Finanz-
anSgleichSgesetze doch angepaßt oder entsprechend ergänzt,
und cs muß im Zusammenhang hiermit auch ein Teil der
übrigen Bestimmungen geändert werden. Dahin gehören
vor allem die Zuschläge zur Grund- und Gebäudestener und
zur Gewerbesteuer. Die vom Landtage im Mai beschlossenen
Höchstgrenzen sind durch die fortschreitende Markentwertnng
und die wirtschaftliche Entwickelung noch weiter überholt.
Eine wesentliche Erhöhung ist also notwendig, um der steigen¬
den Finanznot der Gemeinden, denen durch die höheren An¬
teile an den Einnahmen ans einigen Reichssteuern allein
keineswegs geholfen ist, eine Erleichterung zu verschaffen.
Auch verlohnen die bisher zulässigen kleinen Beträge vielfach
nicht mehr die Berechnung und Erhebung.
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Die Staatsregiernng empfiehlt ferner dringend die ein¬
schränkende Bestimmung des tz 4, wonach höhere Zuschläge
zur Grund- und Gebäudesteiler nur erhoben werden dürfen,
wenn die Ausgaben, zu deren Deckung sie bestimmt sind, vor¬
zugsweise im Interesse des Grundbesitzes liegen, fallen zu
lassen und auch bei der Gewerbesteuer(tz 5 Absatz2) höhere
Zuschläge niit Genehmigung des Staatsministeriums zuzu¬
lassen. Im Z 8 des Reichsgesetzes ist voraeschrieben, daß
die Landesregierungen für besondere  Gemeindesteuerord¬
nungen vom Grundvermögen und vom Gewerbebetrieb, und
zwar nur für solche, nicht auch für die Zuschläge, Höchst¬
grenzen zu bestimmen haben, die nur unter gewissen Vor¬
aussetzungen mit Zustimmung der Landesregierung über¬
schritten werden dürfen. Von der Vorschreibung von Höchst¬
grenzen auch für die Zuschläge ist, wie aus den Verhand¬
lungen des Reichstagsausschusses hervorgeht, geflissentlich
abgesehen worden, weil die Renlstenern gegenwärtig den
einzigen beweglichen Faktor in den Gemcindeeinnahmen
bildeten, und es den schwersten Bedenken unterliege, hier ein¬
schneidende Änderungen vorzunehmen. Der Versuch gesetz¬
licher Festlegung einer absoluten Höchstgrenze würde an der
Macht der Tatsachen scheitern; Bestimmungen, die dahin
abzielten, würden einfach nicht durchführbar sein. Es lasse
sich voraussehen, daß die Höchstgrenze zwangsläufig über¬
schritten werden würde. Überdies lehre die Erfahrung, daß
derartige Höchstgrenzen nicht etwa im Sinne einer Ermäßi¬
gung oder Beschränkung wirkten, sondern den Anreiz dazu
gäben, sie überall im vollen Umfange auszunntzen. Die
Richtigkeit dieser Begründung für die Ablehnung von Höchst¬
grenzen bestätigen in jeder Hinsicht die bei den vldenbur-
gischen Gemeinden gemachten Erfahrungen, und es ist
offenes- Geheimnis, daß es Gemeinden gibt, die durch die
Not gezwungen, höhere Zuschläge als gesetzlich zulässig, heben,
sowie daß andere Gemeinden die erforderlichen Mittel als
freiwillige Zuschüssez. B. zu den Schul- oder Straßenbau¬
kosten von den Grundbesitzern zu erlangen versuchen. Dieser
für die Finanzwirtschaft der Gemeinden und die Steiler¬
moral äußerst bedenkliche Zustand kann dein: Fortbestehen
der Höchstgrenze auch für Zuschläge gemildert werden, wenn
die Überschreitung der Höchstgrenze mit Genehmigung des
Staatsministeriums für den Einzelsall zngelassen wird. Da¬
bei ist die Berücksichtigung wirtschaftlicher Gesichtspunkte,
wie sie der 8 des Rcichsgesetzes jetzt übrigens ausdrücklich
vorschreibt, selbstverständlichePflicht der Gemeinden und der
Aufsichtsbehörden, und die Verhütung steuerlicher Über¬
lastung von Grundbesitz oder Handel und Gewerbe ebenso
selbstverständliche Pflicht der geilehmigenden Stelle.

Vom Landtage sind bei Beratung des Ausführungs-
gesetzes folgende Beschlüsse gefaßt:

1. Das StaatSministerium wird ersucht, bei einer dem-
nächstiaen Verlängerung oder Änderung des Aus-
führungsgesetzes zum LandcSstcuergesetzdie Ersetzung
des tz8 durch eine andere, die Befugnisse der Gemeinden
einschränkende Bestimmung zu beantragen.

2. Das Staatsministerium wird ersucht, zu prüfen, ob es
sich nicht empfiehlt, künftig gesetzlich zu bestimmen, daß
die Zuschläge zur Grund- und Gebändestener nur in
einem bestimmten Verhältnis zu einander gehoben
werden dürfen.
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Dazu wird folgendes bemerkt:
Zn 1. Das Staatsministerium hält die Bestimmung

des § 8, wonach die Gemeinden Steuerordnungen auch
abweichend von bestehenden landesrechtlichen Vor¬
schriften beschließen dürfen, für unentbehrlich, solange es in
Oldenburg an einer ausgcbauten Gemeinde-Steuergesetz¬
gebung fehlt. Das Obervcrwaltungsgericht hat sich in einer
Entscheidung vom 28. Dezember 1922.mit der Auslegung
des tz 8 befaßt. Es weist darauf hin, daß die im § 8 ent¬
haltene Vorschrift nach Fassung und Entstehungsgeschichte
zwar eine sehr weitgehende Ermächtigung der Gemeinden
und des Staatsministeriums zur Beschlußfassung über Ge¬
meindesteuern abweichend von dem bestehenden materiellen
und formellen Steuerrecht der Gemeinden, wie es sich ans
der Gemeindeordnung und der sonstigen Landesgesetzgebung
ergibt, enthalte. Es gibt aber zugleich eine einengende Aus¬
legung des 8 an die Hand dahin, daß die Vorschrift rechtlich
nicht völlig schrankenlos ist, sichz. B. nicht ans Änderung
des Kreises der nichtgemeindesteuerpflichtigen Grundstücke,
der Verjährungsvorschriften, sowie solcher Gesetze neueren
Datums bezieht, die eiu Besteuerungsrecht des Staates und
der Gemeinden erschöpfend und klar regeln oder ausschließen,
so daß die Vorschrift einengend ansznlegen ist aus ihren:
Zweck heraus, den Gemeinden beim Fehlen allgemeiner Er¬
mächtigung znm Erlaß von Steuerordnungen, sowie beim
Fehlen einer ausgebauteu Gemeinde-Steuergesetzgebung und
bei den: Wegfall des Rechts, Zuschläge zur Einkommensteuer
zu erheben, Schranken, Unklarheiten, Veraltetes und Lücken
des oldenburgischen Gemeindesteuerrechts aus dem Wege zu
räumen, ohne deren Beseitigung die durch das Landessteuer¬
gesetz gegebenen Steuermöglichkeitenhätten unausgenutzt
bleiben müssen. Das Staatsministerium hat sich diese ein¬
engende Auslegung des § 8 zu eigen gemacht und empfiehlt
dringend, die Vorschrift vorläufig auch weiterhin bestehen zu
lassen. Es wird mit aller Strenge darüber Wachen, daß von
der Ermächtigung auch weiter nur der vorsichtigste Gebrauch
gemacht wird.

Zu 2. Eine Vorschrift, wonach die Zujchläge zur
Grund- und Gebäudesteuer und zur Gewerbesteuer nur in
einem bestimmten festen Verhältnisse zu einander gehoben
werden dürfen, hält das Staatsministerium nicht für ratsam,
weil die Verhältnisse in den einzelnen Gemeinden für eine
solche Schematisierung zu verschieden liegen. Schon die
frühere Vorschrift, daß zu der Grund- und Gebäudesteuer
nur gleich hohe Zuschläge erhoben werden dürften, hat sich
bei der Entwickelung der letzten Jahre nicht bewährt. Noch
weniger würde es möglich sei», die Zuschläge zur Grund-
uud Gebäudestener einerseits nud zur Gewerbesteuer anderer¬
seits in ein Abhängigkeitsverhältniszu einander zu bringen,
zuinal in vielen ländlichen Gemeinden überhaupt keine Zu¬
schläge zur Gewerbesteuer erhoben werden. Auch die Be¬
stimmung des preußischen Kommuualabgabeugesetzes, worin
eine bestimmte Relation zwischen Personal- und Realstenern
vorgesehen war, hat sich in der Praxis nicht bewährt, da die
Ausnahmen, die dabei notgedrungen zngelassen werden
mußten, bei. der Entwickelung der letzten Fahre zur Regel
werden umßten.
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Im einzelnen ist folgendes zu bemerken:

1. zu Artikel I : Da das Reichsgesetz mit dem 1. April
1ö25 außer Kraft tritt (Artikel XI ), so wird vorgeschlagen,
die Geltung auch des Ausführnngsgesetzes bis zum 31 . März
1925 zu verlängern.

2 . zu Artikel II:
Z 1 Absatz 1 des oldenbnrgischen Ansführungsgesetzes

in der bisherigen Fassung bezieht sich ans die den Ge¬
meinden gewährleistete Mindestsumme ans den Über¬
weisungen an Reichseinkommenstener . Nachdem nunmehr
reichsgesetzlich bestimmt ist , daß die Beteiligung der Ge¬
meinden an der Einkommensteuer und der K örPer -
s ch aft 8 st euer  die sogenannte Garantiesumme minde¬
stens erreichen muß , war eine entsprechende Regelung im
oldenbnrgischen Anssiihrnngsgesetz vorznsehen . Im übri¬
gen ist die Bestimmung über die Garantiesumme praktisch
bedeutungslos , da die jetzigen Überweisungen an die Ge¬
meinden an Einkommen - und Körperschaftsstener das Auf¬
kommen des Steilerjahres 1919 zuzüglich 25 ^ um ein
Vielfaches übersteigen.

Z u II.
Nachdem die Beteiligung der Länder an dem Ertrage

der Einkommensteuer und der Körperschaftssteuer durch das
Reichsgesetz zur Änderung des Landesstellergesetzes end¬
gültig geregelt ist , erscheint die im Entwurf vorgesehene
Neufassung des ß 1 Absatz 2 zweckmäßig.

Z ll III . >

Nach der früheren , dem oldenbnrgischen Ausführnngs-
gesetz zugrunde liegenden Vorschrift des tz 18 des Landcs-
stenergesetzes war der Anteil der Länder an der Einkommen-
nnd der Körperschaftsstener nach dem örtlichen Aufkommen
bemessen , und dieses örtliche Fst -Anfkommen bildete auch
kraft reichsgesetzlicher Vorschrift den Maßstab für die Be¬
teiligung der Gemeinden . Bei dieser Regelung konnte
eine endgültige Abrechnung über die einzelnen Steuerjahre
zwischen Reich und den Ländern sowie zwischen Land und
den Gemeinden erst erfolgen , wenn das Ist -Aufkommen in
allen einzelnen Gemeinden endgiiltig festgestellt war . Diese
endgültige Feststellung des örtlichen Ist -Aufkommens in
jeder einzelnen Gemeinde sowie in den einzelnen Ländern
stieß bei den Reichsfinanzbehörden praktisch auf derartige
Schwierigkeiten , daß sie zurzeit noch nicht einmal für das
Steuerjahr 1920 vorliegt . Eine derartige Verzögerung
war aber für Länder und Gemeinden auf die Dauer des¬
halb unerträglich , weil nach gesetzlicher Vorschrift das Ist-
Aufkommen den Maßstab für die Verteilung sowohl
zwischen Reich und den Ländern als auch zwischen Land
und den Gemeinden bildete . Da der Maßstab nicht fest¬
stand , war es auch nicht möglich , die monatlichen vor¬
läufigen Überweisungen so zu verteilen , wie es vom Gesetz
vorgeschrieben war . Bislang ist in Ermanglung des ge¬
setzlich vorgeschriebenen Maßstabes das Veranlagungssoll
des Steuerjahres 1920 bei Verteilung der vorläufigen Über¬
weisungen an Einkommensteuer und Körperschaftssteuer zu¬
grunde gelegt worden . Dieser Maßstab führte aber viel-
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fach zu Ungleichheiten. Wenn diese anch bei der endgültigen
Abrechnung, rein rechnerisch betrachtet, ausgeglichen worden
wären, so würden doch wegen der stark fortgeschrittenen
Geldentwertung Benachteiligungen einzelner Gemeinden
unvermeidbar gewesen sein- Um hier Abhilfe zu schaffen,
hat das Reichsgesetz an Stelle des örtlichen Ist -Aufkom¬
mens als Verteilungsschlüssel für das Steueraufkommen
eines Kalenderjahres dasberichtigteSteuersoll
des folgenden Kalenderjahres bestimmt. Für jedes Kalen¬
derjahr erhalten die Länder ihre Anteile vom gesamten
Steuersoll , das im folgenden Kalenderjahr veranlagt oder
geändert wird, gleichviel auf welchen Zeitraum sich Ver¬
anlagung oder Veränderung beziehen. Die Neufassung des
Z 2 Absatz3 des oldenburgischen Ausführungsgesetzes sieht
im Verhältnis zwischen Land und Gemeinden denselben
Verteilungsschlüssel vor; Rechnungsanteil einer Gemeinde
ist das berichtigte Stenersoll eines Kalenderjahres, das ans
sie entfällt.

Diese Regelung hat den Vorzug, daß in jedem
Kalenderjahr ein neuer, den veränderten Einkommen- und
KörperschaftssteuerverhältnissenRechnung tragender Ver¬
teilungsschlüssel ermittelt wird; sie hat den weiteren Vor¬
zug, daß die endgültige Abrechnung sowohl zwischen Reich
und Ländern wie zwischen Land und Gemeinden sich 11»
bis 11 - Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, dessen
Steueraufkommen zur Verteilung steht, ermöglichen läßt.

Grundsätzlichin gleicher Weise wird nach Artikel II
und III des Reichsgesetzes vom 26. 6. 1923 bezüglich der
zurückliegenden Rechnungsjahre 1920 , 1921 und 1922 ver¬
fahren; jedoch ist für diese drei Rechnungsjahre ein einheit¬
licher Verteilungsschlüssel bestimmt worden, der sestgestellt
wird nach dem für das Rechnungsjahr 1921 veranlagten
Steuersoll , soweit die Veranlagung einschließlich aller Ver¬
änderungen bis zum 31. 3. 1923 dnrchgeführt ist. Die
Neufassung des Z 1 Absatz3 sieht den gleichen Verteilungs¬
schlüssel für die Verteilung des Landesanteils zwischen Land
und Gemeinden vor.

An der mit rückwirkender Kraft vom Rechnungsjahr
1921 an eintretenden Erhöhung des Anteils der Länder
von auf >1 des Aufkommens an Einkommensteuer uud
an Körperschaftssteuer nehmen die Gemeinden in dem¬
selben Verhältnis teil wie an dem bisherigen Landesanteil-

Zu IV.
Nach der bisherigen Gesetzgebung wurden die Länder

an den Erträgen der Grunderwerbsteuer mit 50 v. H. be¬
teiligt . Dieser Anteil floß nach H2 Absatz1 des bisherigen
oldenburgischen Ausführnngsgesetzes in die Landeskassen.
Nach der neuen Fassung des § 34 des Finanzansgleichs-
gesetzes(früher K 37 des Landessteuergesetzes) erhalten die
Länder das Aufkommen an Grunderwerbssteuer in voller
Höhe, abzüglich 4 v. H., die dem Reich für die Verwaltung
der Steuer verbleiben. Entsprechend der Vorschrift des
tz 34 bestimmt der Absatz2 des Z 2 des Entwurfs , daß die
Hälfte des Landesanteils , also 48 ^ des Aufkommens, in
die Gemeindekassen fließt- Die Verteilung unter die ein¬
zelnen Gemeinden hat nach Z 35 des Finanzausgleichs¬
gesetzes in der Weise zu erfolgen, daß ebenso wie die Länder
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auch die Gemeinden den Steueranteil von den innerhalb
ihres Gebietes gelegenen Grundstücken erhalten.

Bezüglich des Zuschlagrechts der Länder und Ge¬
meinden ist nach dem Finanzansgleichsgesetz insofern eine
Erweiterung eingetreten als dort , wo eine Wertzuwachs¬
steuer nicht erhoben wird , der Zuschlag des Landes und der
Gemeinden zusammen bis zu 4 v. H. betragen darf . Da
nach der bisherigen Regelung das Zuschlagsrecht
dem Land und den Gemeinden (Landesverbänden ) je
zur Hälfte zustand , sieht der Entwurf die
gleiche Beordnnng hinsichtlich des erhöhten Zuschlags¬
rechts vor . Bei dieser Gelegenheit mag erwähnt werden,
daß nach dem neuen H 16 des Finanzausgleichs¬
gesetzes bei der Wertzuwachssteuer für die Feststellung des
steuerbaren Wertzuwachses bei dem Erwerbs - und Ver¬
kaufspreis die innere Kaufkraft der Mark  an
den beiden Zeitpunkten die Grundlage der Wertbemessung
zu bilden hat . Mit dieser Vorschrift ist die Wertzuwachs¬
steuer aller Voraussicht nach praktisch ziemlich bedeutungs¬
los geworden . Selbstverständlich steht auch denjenigen Ge¬
meinden , in denen eine Wertzuwachssteuer bislaug nicht
erhoben worden ist, das erhöhte Zuschlagsrecht zu.

Zu V.
Die Neufassung des Z 3 ist bedingt durch Änderungen

und Erweiterungen der Reichsgesetzvorschriftenüber die Be¬
teiligung der Länder an dem Ertrag der Erbschaftssteuer,

.der Umsatzsteuer und der Rennwettsteuer . Der zweite Satz
war zu streichen, weil im Landessteuergesetz der tz 43 Ab¬
satz 2 gestrichen ist. Dieser Absatz enthielt eine Sonder¬
regelung für den Anteil an den Umsatzsteuern aus den
Monopolverwaltungen des Reiches nsw-, die nach den neuen
Verteilungsvorschriften der M 40 bis 42 des Finanz-
ansgleichsgesetzes in Wegfall kommt.

Zu VI.
Nach § 48 Absatz 2 des Finanzausgleichsgesetzes kann

die Landesgesetzgebung bestimmen, daß die Anteile der Ge¬
meinden an der Umsatzsteuer ganz oder teilweise an die Ge¬
meindeverbände abzuführen sind. Der Entwurf schlägt
vor , die Gemeindeverbände , wie bei der Vergnügungssteuer,
mit einem Drittel zu beteiligen. Die Verteilung der Ge¬
meindeanteile ist im Finanzansgleichsgesetz genau geregelt.
Nach tz 43 Absatz 1 kann aber die Landesgesetzgebung be¬
stimmen , daß die Gemeindeanteile ganz oder teilweise nach
andSren Grundsätzen verteilt werden . Dazu liegt im all¬
gemeinen kein Grund vor ; nur für eine Übergangszeit , die
vom 1. April 1923 an etwa ein Jahr lang dauern wird , ist
eine Ergänzung der Vorschriften hinsichtlich der Unterver¬
teilung der dem Laude zukommenden Beträge erforderlich.
Den Verteilungsschlüssel siir den Gemeindeanteil an der
Umsatzsteuer stellt künftig der Reichsminister der Finanzen
ans Grund der Sollbeträge fest, die bis zum Ende des vor¬
angegangenen Kalenderjahrs für die einzelnen Gemeinden
festgesetzt sind (tz 56). Bis zur Feststellung des ersten Ver¬
teilungsschlüssels (Februar oder März 1924) verteilt der
Reichsminister der Finanzen den Gemeindeanteil , d. h.
15 v. H. des Aufkommens im Reich, monatlich nach Ver-
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hältnis der Bevölkerungszahl auf die Länder , denen die Arb
der Unterverteilung nach freiem Ermessen überlassen bleibt
(§ 43 Absatz 1). Da nun bisher der Gemeindeanteil an der
Umsatzsteuer nach dein örtlichen Aufkommen verteilt wurde,
und auch in Zukunft das örtliche Aufkommen den Ver¬
teilungsmaßstab abgeben soll, nur mit dem Unterschiede,
daß neben den Sitzgemeinden auch die Betriebsgemeinden
beteiligt werden (Z 42), so liegt kein Grund vor , hiervon für
das Übergangsjahr völlig abzuweichen und statt dessen etwa
auch fiir die Unterverteilung die Bevölkerungszahl zu¬
grunde zu legen. Da aber für die monatliche Verteilung
das Ist - oder Soll -Aufkommen des vorhergehenden Monats
noch nicht festgestellt sein kann, so wird man sich mit einem
Schlüssel begnügen müssen, der nach dem Kalenderjahr
1922 zu errechnen ist. Ein solcher Schlüssel wird im großen
und ganzen das rechte Verhältnis einigermaßen treffen und
ermöglicht eine rasche und einfache Verteilung der vom
Reich überwiesenen Beträge.

Z u VII.
Die im Gesetz vom 12. Juni getroffene Beordnung,

daß die Gemeinden im Landesteil Oldenburg Zuschläge zur
Grundsteuer nur bis zum Fünfhundertfachen des kataster¬
mäßig festgestellten Steuerbetrages erheben dürfen , wurde
schon zur Zeit der Beschlußfassung den tatsächlichen Be¬
dürfnissen kaum gerecht und ist auch wohl von vornherein
nur als einstweilige Notmaßnahme angesehen worden.
Jedenfalls zwingen die später eingetretenen Veränderungen
der allgemeinen Lage zu einer starken Erhöhung . Dabei
ist zu beachten, daß vor dem Kriege Zuschläge bis zum
Mehrfachen des ordentlichen Grundsteuerbetrages häufig
vorkamen , ohne daß dies zu irgendwelchen Bedenken oder
zu einer starken Belastung der Beteiligten geführt hätte-
Würde inan auch nur den doppelten Betrag der ordent¬
lichen Steuer zugrunde legen und wollte man ferner nur
mit einer 26 OOOfachen Verteuerung rechnen, so würde sich
eine Höchstgrenze bis zum 52 OOOfachen ergeben. Hiervon
müßte , mit Rücksicht auf das unter IV Gesagte, de?
staatlichen Grundsteuer mit dem 2200fachen angerechnet
werden , und es würde eine Grenze bis etwa zum 50 OOO¬
fachen, als den früheren Verhältnissen mindestens ent¬
sprechend übrigbleiben . Mit Rücksicht aber auf den Gang,
den die Gesetzgebung inzwischen genommen hat , glaubt das
Staatsmiuisterium , eine normale Höchstgrenze bis zum
20 OOOfachen zurzeit als erträglich ansehen und in Vor¬
schlag bringen zu sollen. Dabei ist indessen Voraus¬
setzung daß die im bisherigen Gesetz enthaltenen Be¬
schränkungen beseitigt werden , wonach Überschreitungen
der Höchstgrenze vom Ministerium nur genehmigt werden
dürfen , wenn die Ausgaben , zu deren Deckung die Mehr¬
zuschläge bestimmt sind, vorzugsweise im Interesse des be¬
bauten und unbebauten Grundbesitzes liegen. Auch wenn
diese Bestimmung im Gesetze selbst nicht mehr enthalten
sein sollte, wird der darin enthaltene Gesichtspunkt fiir das
Staatsministerium von großer und vorwiegender Bedeu¬
tung bleiben, er kann aber nicht der einzige sein; vielmehr
müß die Möglichkeit offen bleiben, in besonderen Fällen,
wenn die Bedürfnisse einer Kommune höhere Leistungen
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unbedingt noiwendig machen, auch ohne die gedachte Be¬
schränkung die Genehmigung zu erteilen.

Den für die Belastung der Gebäudesteucr bisher vor¬
gesehenen Satz läßt der Entwurf unberührt , weil ebenso
wie bei der staatlichen Gebäudesteucr hier die Belastung
durch die Wohnungsabgabe in den Vordergrund tritt und
eine Erhöhung des Gebäudestcuersatzes unzweckmäßig er--
scheinen läßt . Die Folgen werden freilich sein, daß prak¬
tisch nur bei einer geringen Zahl von Gebäuden die Hebung
der Steuer sich wirtschaftlich wird verantworten lassen.

Zu VIII.
Ähnliche Gesichtspunkte wie bei der Grundsteuer

zwingen auch bei der Gewerbesteuer die Grenze für die Zu¬
lässigkeit gemeindlicher Zuschläge erheblich weiter hinauf¬
zulegen. Hier kommt hinzu , daß , wie sich immer mehr
herausstellt , die tatsächliche Neuveranlagung der Gewerbe¬
steuer nach dem Ertrage von 1922 , von der die Zuschläge
zu berechnen sind, sich von den wirklichen gegenwärtigen
Gewerbeerträgen , ans denen die Steirer zu bezahlen ist, in
täglich steigendem Umfange entfernen muß , und zwar in
dem Maße , daß die vorgesehene Höchstgrenze, soweit sie in
einzelnen Gemeinden erreicht werden sollte, über eine tat¬
sächliche Belastung des Gewerbeertrages von 1 bis etwa
5 (je nach der Größe des Gewerbebetriebs ) nicht
hinausgeht . Andrerseits sind gerade die städtischen Ge¬
meinden , bei denen die Zuschläge zu dieser Steuer in den
Vordergrund treten , in eine Finanznot geraten , die
eine wirksame und nur auf diesem Wege mögliche Hilfe
nicht mehr als vermeidbar erscheinen läßt . Man muß
damit rechnen, daß auch hier die genannte , im Verhältnis
zu den in den benachbarten preußischen Bezirken üblichen
Aufschlägen sehr mäßige Höchstbelastung nicht immer aus¬
reichen wird und durch die Genehmigung von weiteren Zu¬
schlägen ergänzt werden muß . Für die Erteilung dieser
Genehmigung werden ähnliche Gesichtspunkte in Betracht
kommen wie bei der Grundsteuer.

ZuXI.
Wenn auch der Reichsrat die nach Z 12 des Finanz¬

ausgleichsgesetzes vorgesehenen näheren Bestimmungen
über die Grundsätze , die einer gemeinsamen Regelung be¬
dürfen , insbesondere um Doppelbesteuerungen auszu¬
schließen, noch nicht erlassen hat , so hält es die Staats¬
regierung doch für richtig, fchon in diesem Gesetze die
Grundlagen für die Gestaltung der Wegestener und die Ver¬
pflichtung der Gemeinden zu ihrer Einführung festzulegen.
Diese Verpflichtung wird in den Landesverbänden und den
mit eigenen Chausseen ausgestatteten Amtsverbänden an
Stelle der Gemeinden diesen genannten Verbänden zu über¬
tragen sein. Mit der Einführung dieser Steuer fällt dem
Lande vom Beginn des Rechnungsjahres ab sein voller An¬
teil an der Reichskraftfahrzeugsteuer (100 zu- Tritt die
Steuer bis zum 1. Januar 1924 in Kraft , so erhält das
Land diesen vollen Anteil bereits für das Rechnungsjahr
1922ZZ 45 des Finanzausgleichsgesetzes ). Die Einführung
der Steuer durch gemeindliche Steuerordnungen war auch
in dein vorläufigen Entwurf eines Fahrzeugsteuergesetzes
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für Preußen vorgesehen. Der preußische Entwurf ist aller¬
dings zurückgezogen, da die Reichsrats - und Reichstags-
Verhandlungen sich verzögerten . Ob die preußische Re¬
gierung den im ersten Entwurf eingeschlagenen Weg bei¬
behalten wird , ist nicht bekannt , er erscheint aber durchaus
gangbar . Das Ministerium wird den Gemeinden und
Gemeindeverbänden ein Muster für die Steuerordnnng zur
Verfügung stellen. Durch die besondere Regelung der von
den landwirtschaftlichen Betrieben zu entrichtenden Steuer
ist der durch die Reichsrats - und Reichstagsverhandlungen
entstandenen Bestimmung , daß bei landwirtschaftlichen Be¬
trieben Fläche, Kulturart und Stärke der Benutzung der
Wege durch die einzelnen Betriebe zu berücksichtigen find,
tunlichst ,Rechnung getragen.

Die Verteilung des Aufkommens der Reichskraftfahr-
zengstener im Landesteil Oldenburg zwischen dein Staat
und den andern Eigentümern von eigentlichen Durchgangs¬
straßen nach dem Verhältnis der Länge der in Betracht
kommenden beiderseitigen Chausseen erscheint fachlich ge¬
rechtfertigt.
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Anlage 19.3 . Landtag
des Freistaats Oldenburg.

1 . Versammlung.

- 1SS3 . -

Anlage 19.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Das Staatsministerinm läßt dem Landtage hierneben
die Entwürfe je eines Gesetzes

1. für den Landesteil Oldenburg , betreffend Änderung des
Gesetzes für das Herzogtum Oldenburg vom 15 . März
187V, betreffend die Gebühren in Verwaltungssachen,

2 . für den Landcsteil Lübeck, betreffend Änderung des Ge¬
setzes für das Fürstentum Lübeck vom 28 . Dezember
1872 , betreffend die Gebühren in Verwaltungssachen,

3 . für den Landesteil Birkenfeld , betreffend Änderung des
Gesetzes für das Fürstentum Birkenfeld vom 2. Januar
1873 , betreffend die Gebühren in Verwaltungssachen,

nebst Begründung mit dem Anträge zngehen,
diesen drei Gesetzentwürfen seine verfassungsmäßige
Zustimmung zu erteilen.

Oldenburg , den 9 . Juli 1923.

Staatsministerium.

von Finkh . Stein.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg , betreffend
Änderung des Gesetzes für das Herzogtum Oldenburg vom
15 . März 1870 , betreffend die Gebühren in Verwaltungs¬

sachen.

Das Staatsministcrium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg
folgendes:

An die Stelle des Gesetzes vom 31 . Mai 1923 , be¬
treffend Änderung des Gesetzes für das Herzogtum Olden¬
burg vom 15 . März 1870 , betreffend die Gebühren in Ver¬
waltungssachen , treten mit dem 15 . Juli d. I . die nach¬
stehenden Bestimmungen:

Artikel 1.

Die in der Anlage des Gesetzes vom 15 . März 1870
aufgeführten Gebührensätze , mit Ausnahme der unter Nr . 24
lit . u , 28 , 29 und 35 aufgeführten Sätze werden auf den
5000fachen Betrag erhöht.
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Artikel 2.
Die unter Nr . 24 lit . u aufgeführte Schreibgebühr wird

auf 2000 -F , bei Ober - und bei Unterbehörden , erhöht.
Im zweiten Absatz daselbst ist statt „30 Pfg ." zu setzen:

4000
Artikel 3.

Die Nummer 28 daselbst wird durch folgende Nnnnner
ersetzt:

Nr . 28. Für die Einbürgerung ans Grund der 8,
9 und 13 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom
22. Juli 1913 50 000 ^ bis 5 000 000 °F.

Artikel 4.
Die zu Nr . 35 für die Erteilung der Erlaubnis zur

Gast - oder Schenkwirtschaft oder zum Kleinhandel mit
Branntwein oder Spiritus festgesetzte besondere Gebühr be¬
trägt künftig, wenn die jährliche Abgabe (Rekognition) be¬
trägt:
unter 6000 3 000
von 6000 ^ bis ausschließlich 9000 4 500 oA,
von 9000 -F bis ausschließlich 12 000 6 000
von 12 000 bis ausschließlich 15 000 7 500
von 15 000 bis ausschließlich 20 000 10 000
und bei je 5000 mehr an jährlicher Abgabe (Rekognition)
5000 <F mehr.

Artikel 5.
Im Artikel 2 des Gesetzes vom 15. März 1870 wird

hinzugefügt unter Buchstabe:
k. dem Gewerbeamte , soweit nicht durch Reichs- oder

andere Landesgesetze besondere Gebühren vorgeschrieben sind.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck, betreffend Änderung
des Gesetzes für das Fürstentum Lübeck vom 28. Dezember

1872 , betreffend die Gebühren in Verwaltungssachen.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung des
Landtags als Gesetz für den Landesteil Lübeck folgendes:

An die Stelle des Gesetzes für den Landesteil Lübeck
vom 31. Mai 1923 , betreffend Änderung des Gesetzes für
das Fürstentum Lübeck vom 28. Dezember 1872 , betreffend
die Gebühren in Berwaltungssachen , treten mit dem 16. Juli
d. I . die nachstehenden Bestimmungen:

Artikel 1.
Die in der Anlage des Gesetzes vom 28. Dezember 1872

aufgeführten Gebührensätze, mit Ausnahme der unter Nr . 24
lit . a , 28, 29 und 35 ausgeführten Sätze werden auf den
5000sachen Betrag erhöht.

Artikel 2.
Die unter Nr . 24 lit . u aufgeführte Schreibgebühr wird

auf 2000 bei Ober - und bei Unterbehörden , erhöht.
Im zweiten Absatz daselbst ist statt „30 Pfg ." zu setzen:

4000

2
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Artikel 3.
Die Nummer 28 daselbst wird durch folgende Nummer

ersetzt:
Nr . 28. Für die Einbürgerung auf Grund der tztz 8,

' 9 und 13 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom
22 . Juli 1913 : 5l>000 bis 5 000 000 -F.

Artikel 4.

Die zu Nr . 35 für die Erteilung der Erlaubnis zur
Gast - oder Schenkwirtschaft oder zum Kleinhandel mit
Branntwein oder Spiritus festgesetzte besondere Gebühr be¬
trägt künftig, wenn die jährliche Abgabe (Rekognition) be¬
trägt:
unter 6000 3 000
von 6000 -F/l bis ausschließlich 9 000 4 500
von 9000 bis ausschließlich 12 000 6 000
von 12 000 bis ausschließlich 15 000 ^ 7 500 -/t!,
von 15 000 ^ bis ausschließlich 20 000 -F 10 000
und bei je 5000 mehr an jährlicher Abgabe (Rekognition)
6000 mehr.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Birkenfeld , betreffend
Änderung des Gesetzes für das Fürstentum Birkenfeld vom
2. Januar 1873 , betreffend die Gebühren in Berwaltungs-

sachen.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz fiir den Landesteil Birkenfeld
folgendes:

An die Stelle des Gesetzes für den Landesteil Birken¬
feld vom 31. Mai 1923 , betreffend Änderung des Gesetzes
für das Fürstentum Birkenfeld vom 2. Januar 1873 , be¬
treffend die Gebühren in Verwaltungssachen , treten mit
dem 15. Juli d. I . die nachstehenden Bestimmungen:

Artikel 1.

Die in der Anlage des Gesetzes vom 2. Januar 1873
aufgeführten Gebührensätze, mit Ausnahme der unter Nr-
21 , 25 , 26 und 33 aufgeführten Sätze werden auf den
500Üfachen Betrag erhöht.

Artikel 2.
Die unter Nr . 21 daselbst aufgeführte Schreibgebühr

wird auf 2000 bei Ober - und bei Unterbehörden , er¬
höht.

Im zweiten Absatz daselbst ist statt „30 Pfg ." zu setzen:
4000

Artikel 3.

Die Nr . 25 daselbst wird durch folgende Nummer er¬
setzt:

Nr . 25. Für die Einbürgerung auf Grund der 8,
9 und 13 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom
22 . Juli 1913 : 50 000 bis 5 000 000
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Artikel 4.
Die zu Nr. 33 für die Erteilung der Erlaubnis zur

Gast- oder Schenkwirtschaftoder zum Kleinhandel mit
Branntwein oder Spiritus festgesetzte Gebühr wird auf
5000 bis 100,000 o/k erhöht, nach Bestimmung der ver¬
fügenden Behörde.

Begründung.
Die Erhöhung der Gebührensätze wird durch die er¬

heblich fortgeschrittene Geldentwertung und die dadurch ein¬
getretene enorme Steigerung der Verwaltungskosten hin¬
reichend begründet.



Anlage 20.3. Landtag
des Freistaats Oldenburg.

1. Versammlung.
- 19 23. -

Anlage 20.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dem Landtage läßt das Staatsministerium hierneben
den Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg,
betreffend Vereinigung der Landgemeinde Elsfleth mit der
Stadtgemeinde Elsfleth , nebst Begründung mit dem An¬
träge zugehen:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf feine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg, den 10- Juli 1923.

Staatsministerium,
v. Finckh . R . Weber.

Entwurf
eines Gesetzes, betreffend Vereinigung der Land¬
gemeinde Elsfleth mit der Stadtgemeinde Elsfleth.

8 1-
Die Landgemeinde Elsfleth wird mit der Stadt¬

gemeinde Elsfleth zu einer Gemeinde vereinigt.

§ 2 .
Sämtliche Rechte und Verbindlichkeiten der bisherigen

Landgemeinde Elsfleth gehen mit dem Tage der Ver¬
einigung auf die Stadtgemeinde Elsfleth über.

Das Stiftnngsvermögen der Landgemeinde Elsfleth
geht ebenfalls auf die Stadtgemeinde Elsfleth über. Das
vereinigte Stiftungsvermögen der beiden Gemeinden ist
alsdann zugunsten aller Angehörigen der zukünftigen
Stadtgemeinde Elsfleth zu verwenden, soweit die Stif-
tungsnrknnden nicht abweichende Bestimmungen enthalten.

§3.
Die Einwohner der Stadt Elsfleth und der bisherigen

Landgemeinde Elsfleth werden, soweit nicht in den folgen-

1



den Bestimmungen etwas anderes vorgeschrieben ist, in
allen Rechten und Pslichten sowie in der Teilnahme an
den Gemeindeanstalten in der Stadt - und Landgemeinde
Elsfleth einander gleichgestellt.

8 4.
Die Statuten , Ordnungen lind Verordnungen der

beiden Gemeinden bleiben bis zur Einführung einheitlicher
Vorschriften in ihrem bisherigen Geltungsgebiete in Kraft.

8 5.
Bei der Wahl zum ersten gemeinsamen Stadtrat

sollen aus den Gemeindebürgern der jetzigen Landgemeinde
Elsfleth fünf Mitglieder gewählt , bei der erstmaligen Zu¬
sammensetzung des Magistrats von vier Ratsherrcn zwei
aus den Gemeindebürgern der Landgemeinde gewählt und
bei der erstmaligen Bildung von Kommissionen nach Ar¬
tikel 37 der Gemeindcordnnng sollen Gemeindebürger der
Landgemeinde in angemessener Zahl berücksichtigtwerden.

§6.
Die Wegelast in der zukünftigen Stadtgemeinde Els¬

fleth wird von der ganzen Gemeinde getragen , vorbchält-
lich einer künftigen Regelung nach Artikel 24 der Wegc-
ordnnng.

8 7-
In den von der Nachtwache nicht begangenen Bezirken

soll die Hundesteuer niedriger als in dein übrigen Teile
der Stadt gehalten Werdern

8 8.
Die Lichtversorgnng im Anschluß an die Überland¬

zentrale erfolgt mit allen Vorteilen für die Strom¬
abnehmer in der jetzigen Stadt Elsfleth auch in der jetzigen
Landgemeinde Elsfleth , soweit sich das Leitungsnetz zur
Zeit erstreckt. Es wird sofort auf die Anwohner am alten
Deich ausgedehnt , und es wird in Aussicht genommen , es
bis zur Nordermoorer Helmer ausznbanen.

Die Straßenbeleuchtung wird in bescheidenen Grenzen
auf die jetzige Landgemeinde Elsfleth ausgedehnt.

8 9.
Die Vereinigung der beiden Genreinden ist znm 1. Ok¬

tober d. I . durchznführen und tritt an diesem Tage in
Wirksamkeit.

8 10-
Die Wahlen zum Stadtrat der vereinigten Gemeinden

haben an einem Sonntage im September 1923 unter Lei¬
tung des Stadtmagistrats Elsfleth stattznsinden . .

8 11-
Die neugewählten Mitglieder des Stadrats treten An¬

fang Oktober 1923 ihr Amt an . Bis zu ihrer Einführung
bleiben die ausscheidenden Mitglieder in Tätigkeit.

Die Amtsdauer der neugewählten Mitglieder des
Stadtrats und der zu wählenden Magistratsmitglieder und
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der zu wählenden Ausschüsse, Bezirksvorsteher und sonstigen
Ehrenbeamten reicht bis znm Beginn des Jahres 1928.

8 12.
Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Be¬

stimmungen werden vom Ministerium des Innern erlassen.

Begründung.
Die Vereinigung der Landgemeinde Elsfleth mit der

Stadtgemeinde Elsfleth ist von den beiden Gemeindever¬
tretungen in zwei Lesungen einstimmig beschlossen worden.
Vom Amte Elsfleth wird die Vereinigung als ein dringen¬
des Erfordernis bezeichnet.

Die beiden Gemeindevertretungen haben einen Ein¬
gemeindungsvertrag vereinbart , der mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf wörtlich übereinstimmt . Sie wünschen
wegen der Lichtversorguug der Landgemeinde (Z 8 des Ge¬
setzentwurfes) dringend , daß die Vereinigung , wenn irgend
möglich, schon znm 1. Oktober 1923 durchgefuhrt wird.

Von den Einzelbestimmungen gibt nur der Z 6 zu
einer Bemerkung Anlaß . Die darin enthaltene Vorschrift,
daß die Wegelast von der ganzen Gemeinde getragen werden
soll, bedeutet eine Abweichung von der gesetzlichen Regelung
des Artikels 24 der Wegeordnuug . Dort ist bestimmt , daß
in den Stadtgemeinden zur Anlegung und Unterhaltung
von Straßen , Wegen und Plätzen ein besonderer Bezirk
(Straßenkassenbczirk ) abgegrenzt , und daß die Wegelast im
engeren Bezirk , von den Besitzern der darin belegenen
Grundstücke und Gebäude , im äußeren Bezirk dagegen,
wenn nicht ein Teil der Unterhaltung durch Beschluß der
Gemeindevertretung dem äußeren Bezirk überwiesen wird,
von der ganzen Gemeinde getragen werden soll. Nach dieser
gesetzlichen Vorschrift ist bisher in der Stadt Elsfleth nicht
Verfahren , es ist kein Straßenkassenbezirk abgegrenzt,
sondern die Straßenlast wird , soweit nicht nach dem Orts-
straßenstatnt die Anlieger zu den Kosten neuer Straßen
herangezogen werden , von allen Grundbesitzern der Stadt
getragen , während in der Landgemeinde bei Neuanlagen
die besonders interessierten Haus - und Grundbesitzer zu
Vorbelastungen herangezogeu werden . Diesen Zustand
wünschen beide Gemeinden mit den infolge der Vereinigung
notwendigen Änderungen vorläufig beizubehalteu . Es
bleibt aber dem Stadtrat der künftigen Stadtgemeinde das
Recht, jederzeit eine Regelung nach Artikel 24 der Wege¬
ordnuug zu beschließen.

3


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

